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ProSiebenSat.1 Media SE
Unterföhring

Medienallee 7, 85774 Unterföhring
Amtsgericht München, HRB 219439

ISIN: DE000PSM7770
	

Sehr geehrte Aktionäre,

hiermit laden wir Sie zur

ordentlichen Hauptversammlung
der ProSiebenSat.1 Media SE mit Sitz in Unterföhring, Landkreis München

am Donnerstag, den 30. Juni 2016, um 10:00 Uhr (Einlass ab 8:30 Uhr)

in die Räume des Paulaner am Nockherberg, Hochstraße 77, 81541 München ein.

TAGESORDNUNG

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses, 
des zusammengefassten Lageberichts für die ProSiebenSat.1 Media SE und den Konzern 
einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben gemäß §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB 
sowie des Berichts des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2015

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss 
gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Feststellung des Jahresabschlusses 
bzw. eine Billigung des Konzernabschlusses durch die Hauptversammlung ist in diesem Fall 
durch das Gesetz nicht vorgesehen. Vielmehr sind die vorgenannten Unterlagen der Haupt-
versammlung nach der gesetzlichen Regelung (§ 176 Abs. 1 Satz 1 AktG) lediglich zugänglich 
zu machen. Dementsprechend erfolgt zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung der 
Hauptversammlung.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns des Geschäftsjahres 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2015 in Höhe 
von EUR 1.919.228.460,75 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von EUR 1,80 
je dividendenberechtigter Stückaktie 
	 EUR 	 386.133.390,00 
Vortrag auf neue Rechnung 
	 EUR	 1.533.095.070,75

	 EUR	 1.919.228.460,75
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Der vorstehende Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt, dass die Gesellschaft im Zeitpunkt 
der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger insgesamt 
4.278.650 eigene Aktien hält, die als solche gemäß § 71b AktG nicht dividendenberechtigt sind. 
Sollte sich die Zahl der dividendenberechtigten Aktien bis zum Zeitpunkt der Hauptversammlung 
verändern, wird bei unveränderter Höhe der Dividende je dividendenberechtigter Stückaktie ein 
entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2015 amtierenden Mitgliedern des 
Vorstands für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2015 amtierenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.

5.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2016 sowie des Prüfers für eine prüferische 
Durchsicht unterjähriger Finanzberichte/Finanzinformationen im Geschäftsjahr 2016 und im 
Geschäftsjahr 2017 im Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung seines Prüfungsausschusses – vor, die 
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München,

a.	 zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2016 sowie  
zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte/Finanz- 
informationen für das Geschäftsjahr 2016; und

b.	 zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte/Finanz- 
informationen für das Geschäftsjahr 2017 im Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen 
Hauptversammlung im Jahr 2017

zu bestellen.

6.	 Beschlussfassung über eine Ergänzungswahl zum Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat der ProSiebenSat.1 Media SE besteht gemäß Art. 40 Abs. 2 und Abs. 3 SE-VO, 
§ 17 Abs. 1 SEAG, § 21 SEBG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 der Satzung der ProSiebenSat.1 
Media SE und § 24 der Vereinbarung vom 27. Februar 2015 mit dem besonderen Verhandlungs-
gremium über die Beteiligung der Arbeitnehmer bei der ProSiebenSat.1 Media SE aus neun  
Mitgliedern, bei denen es sich sämtlich um Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre handelt.  
Sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE werden von der Haupt- 
versammlung gewählt. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

Das bisherige Mitglied des Aufsichtsrats Herr Philipp Freise hat sein Amt als Mitglied des  
Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE mit Wirkung zum 31. Juli 2015 niedergelegt. 
Seit dem 24. November 2015 gehört an seiner Stelle Herr Ketan Mehta dem Aufsichtsrat der  
ProSiebenSat.1 Media SE an, der im Wege der gerichtlichen Bestellung bis zur vorliegenden 
Hauptversammlung der ProSiebenSat.1 Media SE zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt wurde. 

Es ist daher vorgesehen, eine Ergänzungswahl für das vorzeitig ausgeschiedene Aufsichtsrats-
mitglied Philipp Freise durchzuführen. 

Ergänzungswahlen erfolgen gemäß § 10 Abs. 4 der Satzung der ProSiebenSat.1 Media SE für 
die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor,

Herrn Ketan Mehta, Managing Director bei Allen & Company LLC, New York City/USA, 
wohnhaft in New York City/USA,

als Nachfolger für Herrn Philipp Freise 

in den Aufsichtsrat zu wählen. Die Wahl erfolgt mit Wirkung ab Beendigung der vorliegenden 
Hauptversammlung und für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, 
also bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats- 
mitglieds für das Geschäftsjahr 2018 beschließt, längstens jedoch für sechs Jahre. 

*   *   *

Angaben zu den Mitgliedschaften der zur Wahl vorgeschlagenen Person in anderen gesetzlich 
zu bildenden Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen:

keine

Angaben zu persönlichen und geschäftlichen Beziehungen der zur Wahl vorgeschlagenen Per-
son zum Unternehmen, den Organen der Gesellschaft und einem wesentlich an der Gesellschaft 
beteiligten Aktionär, die nach Einschätzung des Aufsichtsrats für die Wahlentscheidung maß-
geblich sind:

Herr Ketan Mehta gehört derzeit bereits als gerichtlich bestelltes Mitglied dem Aufsichtsrat 
der ProSiebenSat.1 Media SE an.

7.	 Beschlussfassung über die Vergütung des ersten Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE

Nach § 113 Abs. 2 Satz 1 AktG kann die Vergütung des ersten Aufsichtsrats einer Aktien- 
gesellschaft nicht durch die Gründungssatzung festgelegt werden; vielmehr kann nach dieser 
Vorschrift nur die Hauptversammlung den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats eine Vergütung 
bewilligen. Da rechtlich nicht abschließend geklärt ist, ob diese Regelung gemäß Artikel 9  
Absatz 1 lit. c) (ii) SE-VO im Falle der formwechselnden Umwandlung einer Aktiengesellschaft  
in eine Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea – SE) auch auf den ersten Aufsichts-
rat der SE anzuwenden ist, soll die Vergütung des ersten Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1  
Media SE vorsorglich (auch) durch Beschluss der Hauptversammlung geregelt werden. 

Die Vergütung des ersten Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE soll dabei entsprechend 
den allgemeinen Vorgaben der Satzung zur Vergütung des Aufsichtsrats festgelegt werden. Für 
das Geschäftsjahr 2015 soll diese Vergütung zeitanteilig ab Wirksamwerden der Umwandlung 
durch die am 7. Juli 2015 erfolgte Eintragung der ProSiebenSat.1 Media SE im Handelsregister 
gelten. Bis dahin erhalten die Mitglieder des ersten Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE, 
die schon zuvor Mitglieder des Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media AG waren, zeitanteilig 
eine entsprechende Vergütung nach Regelung der Satzung der ProSiebenSat.1 Media AG für 
ihre Tätigkeit als Mitglieder des Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media AG. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

Die Mitglieder des ersten Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE erhalten für ihre Tätigkeit 
im ersten Aufsichtsrat der ProSiebenSat.1 Media SE eine Vergütung entsprechend der allgemei-
nen Regelung zur Vergütung des Aufsichtsrats in § 14 der Satzung der ProSiebenSat.1 Media 
SE. Für das Geschäftsjahr 2015 wird diese Vergütung zeitanteilig für den Zeitraum der Mitglied-
schaft ab Eintragung der ProSiebenSat.1 Media SE im Handelsregister gewährt.
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8.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals (Genehmig-
tes Kapital 2013), die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum  
Bezugsrechtsausschluss (Genehmigtes Kapital 2016) und eine entsprechende Änderung  
der Satzung in § 4 (Höhe und Einteilung des Grundkapitals)

Das bestehende genehmigte Kapital der Gesellschaft gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung (Geneh-
migtes Kapital 2013) mit Laufzeit bis zum 22. Juli 2018 hat ein Volumen von 50 % des derzeit 
bestehenden Grundkapitals, sieht aber keine Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss vor.

Der Erwerb von Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen bildet ein wesentliches Element 
der Wachstumsstrategie der Gesellschaft insbesondere im Digital- und Content Production- 
Bereich. Der Gesellschaft soll mit einem neuen genehmigten Kapital daher ein Instrument zur 
Verfügung gestellt werden, das eine flexible Nutzung insbesondere für einen solchen Erwerb 
bzw. die Deckung eines damit einhergehenden Finanzierungsbedarfs gestattet. 

Das bestehende Genehmigte Kapital 2013 soll hierzu durch ein neues genehmigtes Kapital  
mit reduziertem Volumen von 40 % des derzeit bestehenden Grundkapitals, jedoch üblichen  
Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss (Genehmigtes Kapital 2016) ersetzt werden.  
Der Umfang der Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss soll jedoch begrenzt werden. 
Das neue Genehmigte Kapital 2016 und die unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene  
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sehen hierzu 
für sämtliche Bezugsrechtsausschlüsse, die auf ihrer Grundlage vorgenommen werden können, 
eine gemeinsame Obergrenze in Höhe von insgesamt 10 % des Grundkapitals vor.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

a)	 Das in § 4 Abs. 4 der Satzung geregelte genehmigte Kapital (Genehmigtes Kapital 2013) 
wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung der nachfolgenden Neufassung des  
§ 4 Abs. 4 der Satzung im Handelsregister der Gesellschaft aufgehoben. 

b)	 Es wird ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2016) mit Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts geschaffen. § 4 Abs. 4 der Satzung wird hierzu wie 
folgt neu gefasst: 

„(4)	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 30. Juni 2021 (einschließlich) gegen Bar- und/oder Sach-
einlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 87.518.880,00 durch 
Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien zu erhöhen (Genehmig-
tes Kapital 2016). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats  
den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe fest-
zulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien können insbesondere  
auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Ge-
schäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen  
Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn 
dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist.

	 Den Aktionären ist grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die neuen Aktien 
zu gewähren. Das Bezugsrecht kann dabei auch ganz oder teilweise als mittelbares 
Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet werden. 

	 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
auszuschließen, soweit die auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2016 unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegebenen Aktien insgesamt  
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des  
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum  

Bezugsrechtsausschluss. Auf diese Begrenzung sind neue Aktien anzurechnen, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden oder die zur Bedie-
nung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben 
werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.

	 Innerhalb der vorstehenden Obergrenze ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise wie folgt 
auszuschließen: 

a.	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen- 
beträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht 
der Aktionäre auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, um  
den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder 
einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die ProSiebenSat.1 
Media SE unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des 
Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, bzw. den hieraus  
im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein 
Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder 
Optionspflicht zustünde.

b.	 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei  
Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bestehenden Aktien nicht wesentlich unterschrei-
tet und die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. 

Auf diese Begrenzung von 10 % sind neue und bestehende Aktien der Gesell-
schaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 
einer anderweitigen Ermächtigung gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert 
werden; ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung 
von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausge- 
geben werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die Schuld- 
verschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender  
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aufgrund einer anderweitigen  
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 

c.	 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das  
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien im Rah-
men eines Beteiligungsprogramms und/oder als aktienbasierte Vergütung an 
Personen, die in einem Arbeits- oder Anstellungsverhältnis zur Gesellschaft 
oder einem von ihr abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden Unterneh-
men stehen, an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und/oder Mitglieder  
von Geschäftsführungen von abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden  
Unternehmen (oder an Dritte, die diesen Personen das wirtschaftliche  
Eigentum und/oder die wirtschaftlichen Früchte aus den Aktien überlassen) 
ausgegeben werden sollen. Die neuen Aktien können dabei auch unter  
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Zwischenschaltung eines Kreditinstituts oder eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 
oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmens ausgegeben 
werden, das diese Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie den vorstehend 
genannten Personen anzubieten. Die in Ausnutzung dieser Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 2 %  
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des  
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. So-
weit im Rahmen dieser Ermächtigung Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft 
Aktien gewährt werden sollen, entscheidet entsprechend der aktienrechtlichen 
Zuständigkeitsverteilung über die Zuteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft.

d.	 Der Vorstand ist schließlich ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen – insbesondere zum Zweck  
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen und/oder 
zum Zwecke des Erwerbs sonstiger Vermögensgegenstände einschließlich 
Rechten und Forderungen – das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen.“

9.	 Beschlussfassung über eine Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen mit Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts, die Schaffung eines bedingten Kapitals sowie eine entsprechende Änderung der 
Satzung in § 4 (Höhe und Einteilung des Grundkapitals)

Bei der Gesellschaft besteht derzeit keine Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe  
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und kein entsprechendes bedingtes  
Kapital. Zur Erweiterung der Finanzierungsmöglichkeiten der Gesellschaft soll der Vorstand zur  
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ermächtigt werden, deren  
Bedienung durch ein bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2016) abgesichert wird. Die mit den 
Schuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- und Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten 
sowie das zugehörige Bedingte Kapital 2016 werden dabei auf Aktien im Volumen von insgesamt 
10 % des derzeit bestehenden Grundkapitals beschränkt. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen enthält auch übliche Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss. Der Umfang der 
Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss soll jedoch begrenzt werden. Die vorgeschlagene  
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und das  
unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagene neue Genehmigte Kapital 2016 sehen hierzu für 
sämtliche Bezugsrechtsausschlüsse, die auf ihrer Grundlage vorgenommen werden können, 
eine gemeinsame Obergrenze in Höhe von insgesamt 10 % des Grundkapitals vor.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

9.1	 Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld- 
verschreibungen mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss

Es wird folgende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss erteilt:

a)	 Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Laufzeit, Grundkapitalbetrag, Gegenleistung

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 29. Juni 2021 
(einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen 
lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (nachstehend zusammen  
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 1,5 Milliarden  
mit einer befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den Inhabern bzw. 
Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte zum Be-
zug von insgesamt bis zu 21.879.720 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis  
zu EUR 21.879.720,00 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihe-
bedingungen (nachstehend „Anleihebedingungen“) zu gewähren und/oder für die 
Gesellschaft entsprechende Wandlungsrechte vorzusehen. 

	 Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung und/oder Sachleistung  
ausgegeben werden. Sie können außer in Euro – unter Begrenzung auf den ent- 
sprechenden Euro-Gegenwert – auch in der gesetzlichen Währung eines OECD- 
Landes begeben werden. Sie können auch durch ein in- oder ausländisches  
Unternehmen begeben werden, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist (nachfolgend „Mehr-
heitsbeteiligungsgesellschaft“); in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt,  
für die emittierende Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft die Garantie für die Rück- 
zahlung der Schuldverschreibungen und für sonstige mit den Schuldverschrei- 
bungen verbundenen Zahlungspflichten zu übernehmen und den Inhabern bzw. 
Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf 
Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Eine Ausgabe von Schuldverschreibungen 
gegen Sacheinlage ist auf Sacheinlagen in Form von Schuldverschreibungen und/
oder sonstigen Anleihen, die zuvor von der Gesellschaft oder einer Mehrheits- 
beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden, Kreditforderungen gegenüber der 
Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft und/oder damit zusam-
menhängenden Zins- und sonstigen Nebenforderungen beschränkt. 

	 Innerhalb der Ermächtigungsgrenzen können Schuldverschreibungen einmalig  
oder in mehreren Tranchen ausgegeben werden; ferner können auch gleichzeitig 
unterschiedliche Tranchen von Schuldverschreibungen begeben werden. 

	 Die einzelnen Tranchen werden jeweils in unter sich gleichberechtigte Teilschuld- 
verschreibungen eingeteilt.

b)	 Wandlungsrecht, Wandlungspflicht

	 Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber (bei 
auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen) bzw. die Gläubiger (bei auf 
den Namen lautenden Schuldverschreibungen) der Teilschuldverschreibungen das 
Recht, diese nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesell-
schaft umzutauschen. Die Anleihebedingungen können auch eine bedingte oder un-
bedingte Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt 
begründen; insbesondere kann eine Wandlungspflicht auch an ein entsprechendes 
Wandlungsverlangen der Gesellschaft bzw. der emittierenden Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft geknüpft werden. Neben oder anstelle eines Wandlungsrechts 
und/oder einer daran geknüpften Wandlungspflicht der Inhaber bzw. Gläubiger der 
Schuldverschreibungen kann auch ein eigenes Recht der Gesellschaft vorgesehen 
werden, die Schuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Anleihebedingun-
gen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen.

	 Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 
Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division eines unter 
dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch 
den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann 
vorgesehen werden, dass das Umtauschverhältnis variabel ist und/oder als Folge 
von Verwässerungsschutzbestimmungen gemäß nachfolgend lit. d) geändert wer-
den kann. Die Anleihebedingungen können ferner bestimmen, dass das Umtausch-
verhältnis auf eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) 
auf- oder abgerundet wird; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt 
werden. Sofern sich Umtauschrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vor-
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gesehen werden, dass diese zusammengelegt werden, so dass sich – ggf. gegen 
Zuzahlung – Umtauschrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben, oder in Geld aus-
geglichen werden.

	 Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung je Teilschuldverschreibung 
auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung oder einen 
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht 
übersteigen. 

	 In jedem Fall erlöschen die Wandlungsrechte und Wandlungspflichten spätestens 
zwanzig Jahre nach Ausgabe der Wandelschuldverschreibungen. 

c)	 Optionsrecht

	 Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuld-
verschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber bzw. 
Gläubiger nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen zum Bezug von Aktien  
der Gesellschaft berechtigen. Die betreffenden Optionsscheine können von den  
jeweiligen Teilschuldverschreibungen abtrennbar sein.

	 Der Bezug von Aktien bei Ausübung des Optionsrechts erfolgt gegen Zahlung  
des festgesetzten Optionspreises. Es kann dabei auch vorgesehen werden, dass 
der Optionspreis variabel ist und/oder als Folge von Verwässerungsschutzbestim-
mungen gemäß lit. d) angepasst wird. Die Anleihebedingungen können ferner vor- 
sehen, dass der Optionspreis durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen  
und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung geleistet werden kann. Das Bezugs-
verhältnis ergibt sich in diesem Fall aus der Division des Nennbetrags einer  
Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft.  
Das Bezugsverhältnis kann sich ferner auch durch Division eines unter dem Nenn-
betrag liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festge-
setzten Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Bezugsverhältnis 
kann auf eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- 
oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt 
werden. Sofern sich Bezugsrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorge- 
sehen werden, dass diese zusammengelegt werden, so dass sich – ggf. gegen  
Zuzahlung – Bezugsrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben, oder in Geld ausge-
glichen werden. 

	 Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf die je Teilschuldverschreibung zu  
beziehenden Aktien der Gesellschaft entfällt, darf den Nennbetrag oder einen  
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht 
überschreiten. 

	 Die Laufzeit des Optionsrechts darf die Laufzeit der zugehörigen Optionsschuld- 
verschreibung nicht übersteigen. In jedem Fall erlöschen die Optionsrechte spätes-
tens zwanzig Jahre nach Ausgabe der Optionsschuldverschreibungen.

d)	 Wandlungs-/Optionspreis, Verwässerungsschutz

	 Der Wandlungs- oder Optionspreis je Aktie muss – auch im Falle eines variablen 
Wandlungs- bzw. Optionspreises – mindestens 80 % des Durchschnittskurses  
der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nach- 
folgesystem) während des nachfolgend jeweils genannten Zeitraums betragen:

–– Sofern die Schuldverschreibungen den Aktionären nicht zum Bezug ange- 
boten werden, ist der Durchschnittskurs während der letzten zehn Börsen-
handelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der endgültigen 

Entscheidung des Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen 
bzw. über die Annahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen 
einer Platzierung von Schuldverschreibungen maßgeblich.

–– Sofern die Schuldverschreibungen den Aktionären zum Bezug angeboten 
werden, ist der Durchschnittskurs während der letzten zehn Börsenhandels- 
tage an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Bekanntmachung 
der Bezugsfrist gemäß § 186 Abs. 2 Satz 1 AktG oder, sofern die endgültigen 
Konditionen für die Ausgabe der Schuldverschreibungen gemäß § 186 Abs. 2  
Satz 2 AktG erst während der Bezugsfrist bekannt gemacht werden, statt des-
sen während der Börsenhandelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse im 
Zeitraum ab dem ersten Tag der Bezugsfrist bis zum dritten Tag vor Bekannt-
machung der endgültigen Konditionen (jeweils einschließlich) maßgeblich. 

	 Der Durchschnittskurs ist jeweils zu berechnen als arithmetisches Mittel der 
Schlusskurse bzw. – sofern an dem betreffenden Tag kein Schlusskurs festgestellt 
wird – des jeweils letzten Kurses im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an den betreffenden Börsenhandelstagen. 

	 In den Fällen einer Wandlungspflicht oder eines eigenen Wandlungsrechts der  
Gesellschaft kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen auch ein  
Wandlungspreis bestimmt werden, der entweder mindestens dem vorgenannten 
Mindestpreis oder mindestens 90 % des volumengewichteten Durchschnittskurses 
der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nach- 
folgesystem) während der letzten zehn Börsenhandelstage an der Frankfurter Wert-
papierbörse vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. vor dem jeweils anderen für die 
Wandlungspflicht maßgeblichen Zeitpunkt entspricht, auch wenn der zuletzt ge-
nannte Durchschnittskurs den vorgenannten Mindestpreis unterschreitet. 

	 Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Wandlungs- oder Optionspreis auf- 
grund von Verwässerungsschutzbestimmungen zur Wahrung des wirtschaftlichen 
Werts der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten nach näherer 
Bestimmung der Anleihebedingungen angepasst werden, wenn es während der 
Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine zu Kapitalveränderungen 
bei der Gesellschaft kommt oder während der Laufzeit der Schuldverschreibungen 
bzw. Optionsscheine sonstige Maßnahmen durchgeführt werden oder Ereignisse 
eintreten, die zu einer Veränderung des wirtschaftlichen Werts der Wandlungs-  
oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten führen können (etwa Dividenden- 
zahlungen, die Ausgabe weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 
der Kontrollerwerb durch einen Dritten). Eine Anpassung des Wandlungs- oder  
Optionspreises kann dabei auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des Wand-
lungs- oder Optionsrechts bzw. Erfüllung der Wandlungspflicht oder die Anpassung 
einer etwaigen Zuzahlung bewirkt werden. Statt oder neben einer Anpassung des 
Wandlungs- oder Optionspreises kann Verwässerungsschutz nach näherer Maßgabe  
der Anleihebedingungen auch in anderer Weise gewährt werden; insbesondere kann 
vorgesehen werden, dass bei Ausgabe von Aktien oder weiteren Wandel- oder  
Optionsschuldverschreibungen mit Bezugsrecht der Aktionäre ein Verwässerungs-
schutz durch Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises nur erfolgt, soweit 
den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. den aus einem Wandlungs-
recht der Gesellschaft Verpflichteten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt 
wird, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. Erfül-
lung einer Wandlungspflicht zustehen würde. 

	 In jedem Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuld-
verschreibung zu beziehenden Aktien der Gesellschaft entfällt, den Nennbetrag oder 
einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung 
nicht überschreiten.
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e)	 Gewährung eigener Aktien oder anderer börsennotierter Wertpapiere, Barausgleich, 
Andienungsrecht

	 Die Anleihebedingungen von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine 
Wandlungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, können 
auch vorsehen, dass den Inhabern bzw. Gläubigern der Schuldverschreibungen  
bzw. den Optionsberechtigten im Falle der Wandlung bzw. der Optionsausübung 
nach Wahl der Gesellschaft bzw. der emittierenden Mehrheitsbeteiligungs- 
gesellschaft statt Gewährung neuer Aktien ganz oder teilweise eigene Aktien der 
Gesellschaft oder andere börsennotierte Wertpapiere geliefert werden können oder 
ihnen nach näherer Regelung der Anleihebedingungen der Gegenwert der Aktien 
ganz oder teilweise in Geld gezahlt wird. Die Anleihebedingungen können dabei  
insbesondere auch vorsehen, dass das vorstehende Ersetzungswahlrecht sowohl 
für sämtliche als auch für einen Teil der bei Wandlung bzw. Optionsausübung  
zu gewährenden Aktien ausgeübt werden kann. Ferner kann auch vorgesehen  
werden, dass bei Ausübung des vorstehenden Ersetzungswahlrechts von der  
Gesellschaft bzw. der emittierenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft eine nach 
näherer Maßgabe der Anleihebedingungen zu bestimmende Prämie zu zahlen ist. 
Des Weiteren kann in den Anleihebedingungen auch ein Recht der Gesellschaft 
bzw. der emittierenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft vorgesehen werden, 
den Inhabern bzw. Gläubigern der Schuldverschreibungen in Anrechnung auf den  
Anspruch auf Rückzahlung der Schuldverschreibungen und/oder auf sonstige mit 
den Schuldverschreibungen verbundene Zahlungsansprüche eigene Aktien der  
Gesellschaft oder andere börsennotierte Wertpapiere anzudienen. 

f)	 Bezugsrechte, Bezugsrechtsausschluss

	 Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären grundsätzlich  
das gesetzliche Bezugsrecht zu. Werden die Schuldverschreibungen von einer 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft begeben, hat die Gesellschaft die Gewährung 
des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Das Bezugsrecht 
kann dabei jeweils auch ganz oder teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne 
von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet werden. 

	 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das  
Bezugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
auszuschließen, soweit auf die neuen Aktien, die aufgrund solcher unter Bezugs-
rechtsausschluss begebener Schuldverschreibungen auszugeben sind, ein anteili-
ger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals 
entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind neue Aktien anzurech-
nen, die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 
einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
werden; ferner sind neue Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung 
weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden oder 
noch auszugeben sind, soweit die betreffenden Wandel- oder Optionsschuld- 
verschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage einer  
anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.

	 Innerhalb der vorstehenden Obergrenze ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise wie folgt 
auszuschließen:

aa.	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen- 
beträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht 
auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. 
Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, die zuvor von der Gesellschaft oder einer 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausgegeben werden, bzw. den hieraus 
im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein 
Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder 
Optionspflicht zustehen würde.

bb.	 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, sofern die Schuld-
verschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabe-
preis den nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten 
theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Diese  
Ermächtigung zum Bezugsrechtsauschluss gilt jedoch nur für Schuldver-
schreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungs-
pflichten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 
insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. 

Auf diese Begrenzung sind neue oder bestehende Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund an-
derweitiger Ermächtigung in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio- 
näre ausgegeben oder veräußert werden; ferner sind Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung zur Bedienung 
von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausge- 
geben werden oder noch ausgegeben werden können, soweit die Schuld-
verschreibungen, welche ein entsprechendes Wandlungs- oder Optionsrecht 
bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht vermitteln, während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden. 

cc.	 Der Vorstand ist schließlich ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit Schuldverschreibungen 
gegen Sacheinlagen in Form von Schuldverschreibungen und/oder sonstigen 
Anleihen, die zuvor von der Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaft ausgegeben wurden, Kreditforderungen gegenüber der Gesell-
schaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft und/oder damit zusam-
menhängenden Zins- und sonstigen Nebenforderungen ausgegeben werden, 
sofern der Wert der Sacheinlagen in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten theoreti-
schen Marktwert der hierfür ausgegebenen Schuldverschreibungen steht. 

g)	 Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen

	 Der Vorstand wird ermächtigt, unter Beachtung der vorstehend getroffenen Be-
stimmungen die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuld-
verschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 
Wandlungs- bzw. Optionszeitraum, einen evtl. Nachrang gegenüber sonstigen  
Verbindlichkeiten, den Wandlungs- bzw. Optionspreis sowie Verwässerungs- 
schutzbestimmungen festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der  
die Schuldverschreibungen begebenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der  
Gesellschaft festzulegen.
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Die vorstehend unter Tagesordnungspunkt 9.1 erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen wird unabhängig von der Schaffung  
des unter Tagesordnungspunkt 9.2 vorgesehenen bedingten Kapitals wirksam. 

9.2	 Schaffung eines bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2016) sowie entsprechende 
Änderung der Satzung

a)	 Es wird das folgende bedingte Kapital (Bedingtes Kapital 2016) geschaffen:

	 Das Grundkapital wird um insgesamt bis zu EUR 21.879.720,00 durch Ausgabe von 
insgesamt bis zu 21.879.720 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2016). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewäh-
rung von Aktien an Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen 
sowie an Inhaber von Optionsrechten aus Optionsschuldverschreibungen, die auf-
grund Ermächtigung gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 30. Juni 2016 
bis zum 29. Juni 2021 (einschließlich) von der Gesellschaft oder einem in- oder 
ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. 
Sie wird nur durchgeführt, soweit von den Wandlungs- oder Optionsrechten aus den  
vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht wird oder 
Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit 
nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorgenannten Ermächtigungs- 
beschlusses der Hauptversammlung vom 30. Juni 2016 jeweils zu bestimmenden 
Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahrs an, in dem sie durch die Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn der Gesell-
schaft teil; sie nehmen statt dessen bereits von Beginn des ihrer Ausgabe voran- 
gehenden Geschäftsjahres am Gewinn der Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt  
der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptver-
sammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. 

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

b)	 In § 4 der Satzung (Höhe und Einteilung des Grundkapitals) wird ein neuer Absatz 5 
mit folgendem Wortlaut angefügt:

„(5)	 Das Grundkapital ist um insgesamt bis zu EUR 21.879.720,00 durch Aus- 
gabe von insgesamt bis zu 21.879.720 neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2016). Die bedingte Kapital- 
erhöhung dient der Gewährung von Aktien an Inhaber bzw. Gläubiger von 
Wandelschuldverschreibungen sowie an Inhaber von Optionsrechten aus Op-
tionsschuldverschreibungen, die aufgrund Ermächtigung gemäß Beschluss 
der Hauptversammlung vom 30. Juni 2016 bis zum 29. Juni 2021 (einschließ-
lich) von der Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, 
an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der  
Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. Sie wird nur 
durchgeführt, soweit von den Wandlungs- oder Optionsrechten aus den vor-
genannten Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht wird oder 
Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und 
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden.  
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorge- 
nannten Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 30. Juni 2016 
jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie durch die Ausübung 

von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wand-
lungspflichten entstehen, am Gewinn der Gesellschaft teil; sie nehmen statt 
dessen bereits von Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäfts-
jahres am Gewinn der Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der 
neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 
über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Der  
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“
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BERICHT DES VORSTANDS ZU TAGESORDNUNGSPUNKT 8 

Der Vorstand erstattet der für den 30. Juni 2016 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft ge-
mäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO den nachfolgenden 
schriftlichen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung vorgeschlagenen Be-
schlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2013)  
und die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
(Genehmigtes Kapital 2016):

Der Erwerb von Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen bildet ein wesentliches Element der 
Wachstumsstrategie der Gesellschaft insbesondere im Digital- und Content Production-Bereich. Dem-
gemäß prüft die Gesellschaft laufend mögliche Erwerbsgelegenheiten. Der Gesellschaft soll mit einem 
neuen genehmigten Kapital daher ein Instrument zur Verfügung gestellt werden, das flexibel genutzt 
und insbesondere zielgerichtet beim weiteren Ausbau der Wachstumsbereiche der Gesellschaft ein-
gesetzt werden kann und die Deckung eines damit einhergehenden Finanzierungsbedarfs gestattet.

Mit dem Beschlussvorschlag der Verwaltung zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung soll 
hierzu das bisherige Genehmigte Kapital 2013, das am 22. Juli 2018 auslaufen würde, aufgehoben und 
durch ein neues genehmigtes Kapital mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss (Genehmigtes 
Kapital 2016) ersetzt werden. Das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2016 hat ein Volumen von 40 % 
des derzeit bestehenden Grundkapitals und ist mit üblichen Ermächtigungen zum Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre ausgestattet. Der Umfang der Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 
soll jedoch begrenzt werden. Das neue Genehmigte Kapital 2016 und die unter Tagesordnungspunkt 9  
vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
sehen hierzu für sämtliche Bezugsrechtsausschlüsse, die auf ihrer Grundlage vorgenommen werden 
können, eine gemeinsame Obergrenze in Höhe von insgesamt 10 % des Grundkapitals vor.

Um zu gewährleisten, dass der Gesellschaft durchgehend ein genehmigtes Kapital zur Verfügung 
steht, erfolgt die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals nach dem Beschlussvorschlag der  
Verwaltung entsprechend üblicher Praxis erst auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen  
Genehmigten Kapitals 2016 durch Eintragung der zugehörigen Satzungsänderung im Handelsregister 
der Gesellschaft. Der Vorstand wird das neue Genehmigte Kapital 2016 nach zustimmender Beschluss-
fassung durch die Hauptversammlung unverzüglich zur Eintragung im Handelsregister anmelden. Bis 
zum Vollzug der Eintragung hat die Gesellschaft durch diese Gestaltung jedoch die Möglichkeit, für 
etwa anstehende Kapitalmaßnahmen weiterhin auf das bestehende genehmigte Kapital in seinem  
jeweiligen Bestand zurückzugreifen. 

Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 2016 soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 30. Juni 2021 (einschließlich) 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 87.518.880,00 
durch Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien zu erhöhen. Dies entspricht insgesamt  
40 % des derzeit bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft. Das Volumen des vorgeschlagenen 
Genehmigten Kapitals 2016 wird daher die gesetzliche Höchstgrenze von 50 % des Grundkapitals (§ 202 
Abs. 3 Satz 1 AktG) nicht voll ausschöpfen. 

Das bestehende Genehmigte Kapital 2013, das durch das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2016 
ersetzt werden soll, hat ein Volumen von EUR 109.398.600,00. Dies entspricht 50 % des derzeit beste-
henden Grundkapitals. Ein bedingtes Kapital besteht bei der Gesellschaft derzeit nicht. Der vorliegenden  
Hauptversammlung wird allerdings unter Tagesordnungspunkt 9 eine Ermächtigung zur Ausgabe  
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie die Schaffung eines bedingten Kapitals 
(Bedingtes Kapital 2016) zur Beschlussfassung vorgeschlagen. Das Bedingte Kapital 2016 hat ein 
Volumen von EUR 21.879.720,00; dies entspricht 10 % des derzeit bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft (siehe hierzu den Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9). 

Die Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2016 orientiert sich entsprechend üblicher Praxis an der ge-
setzlich vorgesehenen Höchstlaufzeit von fünf Jahren (§ 202 Abs. 2 Satz 1 AktG), um der Gesellschaft 
insoweit zeitliche Flexibilität zu gewähren. 

Der Vorstand soll auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2016 berechtigt sein, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von der gesetzlichen 
Grundregel des § 60 Abs. 2 AktG festzulegen, wonach sich der Beginn der Gewinnberechtigung neuer 
Aktien grundsätzlich nach dem Zeitpunkt der Einlageleistung richtet. Letzteres würde bei unterjähriger  
Aktienausgabe jedoch dazu führen, dass die neuen Aktien im Jahr ihrer Ausgabe zunächst noch eine 
von den bestehenden Aktien abweichende Gewinnberechtigung haben. Durch die Rückbeziehung des 
Beginns der Gewinnberechtigung auf den Beginn eines Geschäftsjahres auch bei unterjährig aus- 
gegebenen Aktien kann dies vermieden werden. Insbesondere sollen die neuen Aktien dabei auch mit 
Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet wer-
den können, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der 
Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Hierdurch 
kann auch bei Ausgabe neuer Aktien im Zeitraum zwischen Ende des Geschäftsjahres und der darauf 
folgenden ordentlichen Hauptversammlung erreicht werden, dass die neuen Aktien von Vornherein mit 
derselben Gewinnberechtigung wie die bestehenden Aktien ausgestattet sind und hierdurch insbeson-
dere auch von Vornherein in den Handel mit den bestehenden Aktien einbezogen werden können; dies 
erleichtert die Platzierung der neuen Aktien.

Die Ausgabe neuer Aktien kann auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2016 gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen erfolgen. Die Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage ist dabei nicht notwendiger- 
weise an einen Bezugsrechtsausschluss gebunden. Dies ermöglicht es der Gesellschaft unter anderem,  
das Genehmigte Kapital 2016 gegebenenfalls für eine so genannte Aktiendividende zu verwenden, 
bei welcher den Aktionären angeboten wird, eine Dividende wahlweise in bar oder in Form von Aktien 
zu erhalten. Soweit Aktionäre in diesem Fall eine Dividende in Form von Aktien wählen, können ihre 
Dividendenforderungen als Sacheinlage gegen Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital in die 
Gesellschaft eingebracht werden. Im Übrigen kommt eine Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage 
oder Bar- und Sacheinlage (sog. gemischte Kapitalerhöhung) in der Praxis vor allem beim Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen in Betracht. Die Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien gegen Sach-
einlage ist allerdings nicht auf diese Fälle beschränkt und kann daher von der Gesellschaft bei Bedarf 
auch zum Erwerb sonstiger einlagefähiger Vermögensgegenstände unter Einschluss insbesondere 
auch von Rechten und Forderungen genutzt werden. 

Bei Ausgabe neuer Aktien in Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 steht den Aktionären grund-
sätzlich das gesetzliche Bezugsrecht zu. Um die Abwicklung zu erleichtern, kann das Bezugsrecht da-
bei jeweils ganz oder teilweise auch als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
ausgestaltet werden. In diesem Fall werden die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten  
(oder ihnen gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen) mit der Verpflichtung 
übernommen, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten. Mit dieser 
Ausgestaltung ist keine inhaltliche Beschränkung des Bezugsrechts verbunden. 

Das unter Tagesordnungspunkt 8 von der Verwaltung vorgeschlagene neue Genehmigte Kapital 2016 
sieht jedoch die Möglichkeit vor, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Aktien in folgenden 
Fällen auch ganz oder teilweise auszuschließen, wobei jedoch der Gesamtumfang der Bezugsrechts-
ausschlüsse – wie weiter unten noch näher ausgeführt wird – begrenzt werden soll:

•	 Der Vorstand soll zunächst durch das Genehmigte Kapital 2016 ermächtigt werden, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und 
das Bezugsrecht der Aktionäre auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, um den  
Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen Unter-
nehmen, an dem die ProSiebenSat.1 Media SE unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der  
Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, bzw. den hieraus im 
Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugsrecht in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde.
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Spitzenbeträge entstehen, wenn bei einer Kapitalerhöhung unter Einräumung eines Bezugs-
rechts der Betrag, um den das Grundkapital erhöht wird, gegenüber dem Betrag des Grund- 
kapitals, der auf die unter Gewährung eines Bezugsrechts ausgegebenen Aktien entfällt,  
geeignet aufgerundet wird, um einen runden Kapitalerhöhungsbetrag zu erzielen. Der Betrag, 
um den aufgerundet wird (Rundungsbetrag), wird in diesem Fall als Spitzenbetrag bezeichnet  
und die zugehörigen, vom Bezugsrecht ausgenommenen neuen Aktien als freie Spitzen. Um 
einen runden Kapitalerhöhungsbetrag ohne eine solche Aufrundung zu erzielen, müsste – je 
nach Anzahl der Bezugsrechte – ansonsten ggf. ein wenig praktikables Bezugsverhältnis (Zahl 
der alten Aktien, die für den Bezug einer neuen Aktie benötigt werden) festgelegt werden. Die 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht demgegenüber 
bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 runde Kapitalerhöhungsbeträge bei gleich-
zeitiger Festlegung praktikabler Bezugsverhältnisse und erleichtert so die Durchführung der  
Kapitalerhöhung. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen 
Aktien werden in diesem Fall bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Da ein Spitzenbetrag 
jeweils lediglich ein Rundungsbetrag ist und der Spitzenbetrag damit im Verhältnis zum Gesamt-
betrag der Kapitalerhöhung bzw. die Anzahl der freien Spitzen im Verhältnis zur Gesamtzahl der 
neuen Aktien gering ist, ist ein mit dem Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ggf.  
verbundener Verwässerungseffekt gering. Es liegt darin somit allenfalls ein geringfügiger Eingriff 
in das Bezugsrecht der Aktionäre, der ihre Interessen nicht in erheblicher Weise beeinträchtigt 
und durch das Interesse der Gesellschaft an einer praktikablen Durchführung der Kapitalerhöhung 
grundsätzlich gerechtfertigt ist. 

Die Ermächtigung, das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist,  
um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- oder  
Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen  
Unternehmen, an dem die ProSiebenSat.1 Media SE unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit 
der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, bzw. den hier-
aus im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugsrecht 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde, hat folgenden Hintergrund:  
Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- und Optionsrechte bzw. der mit Wandel- 
oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen hängt außer vom Wandlungs- 
bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft ab, auf die sich die  
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten beziehen. Zur Sicherstellung einer erfolgreichen 
Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der Vermeidung eines entsprechen-
den Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anleihe- bzw. Optionsbedin- 
gungen so genannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten 
vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- bzw. Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung  
der zugrunde liegenden Aktien schützen. Eine Ausgabe neuer Aktien mit Bezugsrecht der  
Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer solchen Wertverwässerung 
führen. Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die Abnahme 
der neuen Aktien sicherzustellen, werden die neuen Aktien bei einer Bezugsrechtskapitalerhöhung 
in der Regel zu einem Ausgabebetrag ausgegeben, der einen geeigneten Abschlag gegenüber 
dem aktuellen Börsenkurs der bestehenden Aktien enthält. Dies führt dazu, dass der Gesell-
schaft aus der Ausgabe der Aktien weniger Mittel zufließen als es einer Bewertung mit dem 
aktuellen Wert der bereits im Umlauf befindlichen Aktien entspräche und der Wert der Aktien 
der Gesellschaft dadurch verwässert wird. Die erwähnten Verwässerungsschutzbestimmungen 
in den Anleihe- bzw. Optionsbedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine entsprechende 
Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren  
Wandlung oder Optionsausübung bzw. Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht die 
der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszu- 
gebenden Aktien erhöht. Als Alternative, durch welche sich die Ermäßigung des Wandlungs-  
bzw. Optionspreises vermeiden lässt, gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen je-
doch üblicherweise, dass den Inhabern bzw. Gläubigern solcher Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. solcher mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteter Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien in dem Umfang eingeräumt wird, wie es 

ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- 
oder Optionspflichten zustünde. Das heißt, sie werden damit so gestellt, als wären sie durch 
Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwaiger Wandlungs- oder 
Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär geworden und in diesem Umfang 
auch bereits bezugsberechtigt; sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits 
bestehenden Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft 
hat diese Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wand-
lungs- bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient daher der Gewährleistung eines 
größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der 
späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. reduziert die Anzahl der in diesem 
Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den bestehenden Aktionären zugute, so dass darin 
zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als 
solches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in welchem neben 
den bestehenden Aktionären auch den Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. der mit 
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
ein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Verwaltung die Mög-
lichkeit, im Falle einer Bezugsrechtskapitalerhöhung in sorgfältiger Abwägung der Interessen der 
Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von 
Verwässerungsschutz wählen zu können.

•	 Weiterhin soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
das Bezugsrecht bei Barkapitalerhöhungen ausschließen können, wenn der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bestehenden Aktien nicht wesentlich unterschreitet und die in 
Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Diese gesetzlich vorgesehene Möglichkeit 
des Bezugsrechtsausschlusses (so genannter vereinfachter Bezugsrechtsausschluss) versetzt 
die Verwaltung in die Lage, günstige Marktverhältnisse schnell, flexibel und kostengünstig aus- 
zunutzen, um bestehenden Kapitalbedarf zu decken und dabei durch eine marktnahe Preis-
festsetzung einen möglichst hohen Mittelzufluss und damit eine größtmögliche Stärkung der  
Eigenmittel der Gesellschaft zu erreichen. Bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht ließen  
diese Vorteile sich demgegenüber nicht in gleichem Maße erreichen: Zunächst lässt die bei Ein-
räumung eines Bezugsrechts erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG)  
eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner kann  
wegen der Volatilität der Kapitalmärkte ein marktnaher Ausgabepreis in der Regel nur festgesetzt 
werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei  
Einräumung eines Bezugsrechts muss der endgültige Bezugspreis indes spätestens drei Tage 
vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt gegeben werden (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Es besteht  
hier daher ein höheres Marktrisiko – insbesondere das über mehrere Tage bestehende Kurs- 
änderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine erfolgreiche Platzierung 
ist daher regelmäßig ein entsprechender Sicherheitsabschlag auf den aktuellen Börsenkurs er-
forderlich; dies führt in der Regel zu nicht marktnahen Konditionen und damit einem geringeren 
Mittelzufluss für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss des Bezugsrechts durchge- 
führten Kapitalerhöhung. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit 
hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine vollständige 
Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine anschließende Platzierung bei Dritten in 
der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Die vorgeschlagene Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss liegt aus den genannten Gründen im Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre. Sie stellt zugleich sicher, dass von ihr nur Gebrauch gemacht wird, wenn der 
anteilige Betrag am Grundkapital der Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung ausgegeben  
werden, insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Erteilung noch im Zeitpunkt 
der Ausnutzung der Ermächtigung überschreitet. 

Auf diese Begrenzung von 10 % sind neue und bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen,  
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung  
gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
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gegeben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur  
Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder  
Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. 
noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aufgrund einer 
anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Diese 
Anrechnung dient dem Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer 
Beteiligung. Da der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unter-
schreiten darf und die Ermächtigung zu dieser Form des Bezugsrechtsausschlusses nur ein 
beschränktes Volumen hat, sind die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt. Sie haben 
so grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung über einen Zukauf über die Börse zu 
vergleichbaren Bedingungen aufrecht zu erhalten. Ferner wird durch die Ausgabe der neuen 
Aktien nahe am Börsenkurs eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Werts der  
bestehenden Aktien vermieden. Der Vorstand wird den Abschlag gegenüber dem Börsenkurs 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt so gering wie möglich halten.

•	 Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien im Rahmen eines Beteiligungsprogramms 
und/oder als aktienbasierte Vergütung an Personen, die in einem Arbeits- oder Anstellungs- 
verhältnis zur Gesellschaft oder einem von ihr abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden 
Unternehmen stehen, an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und/oder Mitglieder von  
Geschäftsführungen von abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen (oder an 
Dritte, die diesen Personen das wirtschaftliche Eigentum und/oder die wirtschaftlichen Früchte 
aus den Aktien überlassen) ausgegeben werden sollen. Soweit im Rahmen dieser Ermächtigung 
neue Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft gewährt werden sollen, entscheidet 
entsprechend der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung über die Zuteilung der Aufsichts-
rat der Gesellschaft. Die neuen Aktien können im Rahmen dieser Ermächtigung auch unter  
Zwischenschaltung eines Kreditinstituts oder eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b  
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmens ausgegeben werden, das diese Aktien 
mit der Verpflichtung übernimmt, sie den vorstehend genannten Personen anzubieten. Durch 
eine solche Verfahrensweise kann die Abwicklung der Gewährung der neuen Aktien an die oben  
genannten Personen erleichtert werden. Die aufgrund dieser Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss ausgegebenen Aktien dürfen jedoch insgesamt 2 % des Grundkapitals der Gesell-
schaft nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung.

Beteiligungsprogramme und aktienbasierte Vergütungen dienen der Stärkung der Motivation 
von Mitarbeitern und Führungskräften sowie deren Identifikation mit der Gesellschaft, an deren 
Entwicklung sie durch eine Beteiligung in Aktien teilhaben können. Durch geeignete Halte- oder 
Wartefristen kann dabei insbesondere auch dem Anliegen der Förderung einer nachhaltigen  
Unternehmensentwicklung und einer Teilnahme der Berechtigten sowohl an Kursgewinnen als 
auch Kursverlusten angemessen Rechnung getragen werden. Eine Verwendung von Aktien für 
diese Zwecke ist nur möglich, wenn insoweit das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen  
werden kann. Durch die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss sollen 
daher die Möglichkeiten der Gesellschaft erweitert werden, Beteiligungsprogramme und er-
folgsbezogene Vergütungspakete für Mitarbeiter und Führungskräfte anzubieten, mit denen die 
nachhaltige Unternehmensentwicklung gefördert und zugleich qualifizierte Mitarbeiter und Füh-
rungskräfte gewonnen und an das Unternehmen gebunden werden können. Die Begrenzung 
des Volumens der Ermächtigung auf insgesamt 2 % des Grundkapitals dient dem Interesse der 
Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. Aus den vorstehenden 
Gründen liegt ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre für die genannten Zwecke –  
vorbehaltlich der Überprüfung anhand der Einzelheiten eines entsprechenden Programms 
bei Ausnutzung der Ermächtigung – im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre und ist  
sachlich gerechtfertigt. Konkrete Vorhaben, für welche diese Ermächtigung genutzt werden  
soll, bestehen derzeit nicht. Die bestehenden aktienbasierten Vergütungsprogramme der  
Gesellschaft (Long Term Incentive Plan und Group Share Plan) werden mit eigenen Aktien der 

Gesellschaft bedient; eine Verwendung neuer Aktien aus genehmigtem Kapital ist hierfür bis auf 
Weiteres nicht vorgesehen. Gleiches gilt für ein geplantes Mitarbeiterbeteiligungsprogramm, des-
sen Einführung die Gesellschaft derzeit vorbereitet und das grundsätzlich ebenfalls mit eigenen 
Aktien bedient werden soll. Bei diesem Mitarbeiterbeteiligungsprogramm sollen Mitarbeiter und 
Führungskräfte der ProSiebenSat.1 Group die Gelegenheit erhalten, bis zu einem einheitlichen 
Maximalbetrag Aktien der Gesellschaft zu vergünstigten Preisen zu erwerben; nach Ablauf einer 
mehrjährigen Haltefrist können die Teilnehmer dann für die so erworbenen Aktien in einem fest-
gelegten Verhältnis zusätzliche Gratisaktien (sog. Matching Stock) erhalten. Der Gesellschaft 
soll es durch die vorliegende Ermächtigung allerdings ermöglicht werden, diese oder sonstige 
in Zukunft aufzulegende aktienbasierte Programme statt mit eigenen Aktien ggf. auch mit Aktien 
aus genehmigtem Kapital zu bedienen. Der Vorstand wird dann jeweils sorgfältig prüfen, ob 
hierfür von der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht werden soll. Er 
wird dies nur tun, wenn durch die Ausgestaltung des jeweiligen Programms den Interessen der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre – unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben an die Aus-
gestaltung des Ausgabepreises der neuen Aktien (§ 255 Abs. 2 AktG) – angemessen Rechnung 
getragen wird.

•	 Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen. Dies betrifft  
insbesondere Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen, 
aber auch Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs sonstiger einlagefähiger Vermögensgegen-
stände einschließlich von Rechten und Forderungen. Die Gesellschaft steht in vielfältigem Wett-
bewerb und soll daher jederzeit in der Lage sein, an den nationalen und internationalen Märkten 
im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu handeln. Dazu gehört insbesondere auch 
die Möglichkeit, Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögens-
gegenstände zu erwerben. Als Gegenleistung kann die Gewährung von Aktien insbesondere 
zweckmäßig sein, um den Inhabern attraktiver Akquisitionsobjekte eine Beteiligung an der Ge-
sellschaft anbieten zu können, die Liquidität der Gesellschaft zu schonen und/oder etwaigen 
steuerlichen Rahmenbedingungen zu entsprechen. Um in einem solchen Fall an den Veräußerer 
Aktien der Gesellschaft ausgeben zu können, muss grundsätzlich das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossen werden können. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien aus 
dem Genehmigten Kapital 2016 gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts der  
Aktionäre trägt diesem Bedürfnis Rechnung und soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, 
einen entsprechenden Erwerb auch ohne Beanspruchung des Kapitalmarkts schnell und flexibel 
anbieten zu können. Konkrete Vorhaben, für die von dieser Möglichkeit einer Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch gemacht werden soll, be-
stehen derzeit jedoch nicht. Wenn sich entsprechende Zusammenschluss- oder Erwerbsgele-
genheiten konkretisieren, werden Vorstand und Aufsichtsrat sorgfältig prüfen, ob sie von der 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen sollen. Der Vorstand wird dies 
nur dann tun, wenn der Erwerb gegen Gewährung von Aktien an der Gesellschaft in ihrem wohl-
verstandenen Interesse liegt und der Wert der neuen Aktien und der Wert der zu erwerbenden 
Vermögensgegenstände unter Berücksichtigung der hier bestehenden gesetzlichen Vorgaben  
(§ 255 Abs. 2 AktG) in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen.

Die vorgesehenen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss unterliegen neben den vorstehend 
erläuterten Beschränkungen einer zusätzlichen gemeinsamen Obergrenze: Insgesamt dürfen die auf 
Grundlage der vorstehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausge-
gebenen Aktien nämlich 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss. 
Auf diese Begrenzung sind neue Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden 
oder die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. noch aus-
gegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 
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Insbesondere sind auf die Obergrenze von 10 % des Grundkapitals für Bezugsrechtsausschlüsse 
damit auch neue Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen auszugeben sind, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage der unter 
Tagesordnungspunkt 9 der vorliegenden Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgeschlagenen 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegeben werden. Die letztgenannte Ermächtigung enthält auch ihrerseits eine 
Obergrenze von 10 % des Grundkapitals für die Ausgabe neuer Aktien zur Bedienung von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen, die unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben werden, auf 
welche umgekehrt unter anderem neue Aktien anzurechnen sind, die während der Laufzeit der Er-
mächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Da-
durch ist sichergestellt, dass ein Bezugsrechtsausschluss auf Grundlage des zur Beschlussfassung 
vorgeschlagenen Genehmigten Kapitals 2016 und auf Grundlage der unter Tagesordnungspunkt 9 der 
vorliegenden Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen auf insgesamt 10 % des derzeit bestehenden 
Grundkapitals beschränkt bleibt. 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2016 bestehen derzeit nicht. Der 
Vorstand wird jeweils sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist; dabei wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Be-
zugsrechtsausschluss im Einzelfall sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären angemessen 
ist. Der Vorstand wird über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 in der jeweils nächsten 
Hauptversammlung berichten.

BERICHT DES VORSTANDS ZU TAGESORDNUNGSPUNKT 9

Der Vorstand erstattet der für den 30. Juni 2016 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der 
Gesellschaft gemäß § 221 Abs. 4 in Verbindung mit 186 Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden schriftli-
chen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversammlung vorgeschlagenen Beschluss-
fassung über die Erteilung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und der Schaffung eines bedingten 
Kapitals:

Eine angemessene Finanzausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Weiterentwicklung der 
Gesellschaft und ein erfolgreiches Auftreten am Markt. Die Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen bietet attraktive Finanzierungsmöglichkeiten mit vergleichsweise niedriger 
Verzinsung. Ferner kommen der Gesellschaft die bei Ausgabe solcher Schuldverschreibungen erziel-
ten Wandel- bzw. Optionsprämien zugute. Im Falle einer nachfolgenden Ausübung der Wandel- bzw. 
Optionsrechte fließt der Gesellschaft schließlich neues Eigenkapital zu.

Damit die Gesellschaft künftig zur Erweiterung ihrer Finanzierungsmöglichkeiten über eine flexible 
Grundlage zur Nutzung dieser Finanzierungsinstrumente verfügt, schlägt die Verwaltung der Haupt- 
versammlung der Gesellschaft daher eine Beschlussfassung über eine Ermächtigung des Vorstands 
zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und die Schaffung eines entspre-
chenden bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2016) vor.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
ermöglicht es dem Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 29. Juni 2021 (einschließlich) 
einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen (nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis 
zu EUR 1,5 Milliarden mit einer befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den Inhabern 
bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihe-
bedingungen (nachstehend „Anleihebedingungen“) Wandlungs- oder Optionsrechte zum Bezug von 
insgesamt bis zu 21.879.720 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 21.879.720,00 zu gewähren und/oder 
für die Gesellschaft entsprechende Wandlungsrechte vorzusehen.

Die in der Ermächtigung vorgesehene Möglichkeit, bei Wandelschuldverschreibungen auch eine beding-
te oder unbedingte Wandlungspflicht vorzusehen, erweitert den Spielraum für die Ausgestaltung der-
artiger Finanzierungsinstrumente. Darüber hinaus wird in der vorgeschlagenen Ermächtigung von der  
durch das Gesetz zur Änderung des Aktiengesetzes vom 22. Dezember 2015 (Aktienrechtsnovelle 2016)  
geschaffenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, ein eigenes Recht der Gesellschaft vorzusehen, die 
Schuldverschreibungen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen.

Bei der Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen soll die Gesellschaft je nach 
Marktlage die deutschen oder internationalen Kapitalmärkte in Anspruch nehmen und die Schuldver-
schreibungen außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes ausgeben können. 
Die Ausgabe kann auch durch ein in- oder ausländisches Unternehmen erfolgen, an dem die Gesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist (nach- 
folgend auch „Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft“); in diesem Fall soll die Gesellschaft die Garantie  
für die Rückzahlung der Schuldverschreibungen und für sonstige mit den Schuldverschreibungen  
verbundenen Zahlungspflichten übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern solcher Schuldver-
schreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft gewähren können. 

Die Schuldverschreibungen dürfen gegen Barleistung und/oder Sachleistung ausgegeben werden. 
Eine Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung soll dabei jedoch nur zu Refinanzie-
rungszwecken möglich sein. Zugelassene Sacheinlagen sind daher Schuldverschreibungen und/
oder sonstige Anleihen, die zuvor von der Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft  
ausgegeben wurden, sowie damit zusammenhängende Zins- und sonstige Nebenforderungen. Darüber 
hinaus sind auch Sacheinlagen in Form von Kreditforderungen gegenüber der Gesellschaft oder einer 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft sowie damit zusammenhängenden Zins- und sonstigen Nebenfor-
derungen zugelassen.

Innerhalb der Ermächtigungsgrenzen können Schuldverschreibungen einmalig oder in mehreren Tranchen  
ausgegeben werden; ferner können auch gleichzeitig unterschiedliche Tranchen von Schuldverschrei-
bungen begeben werden. 

Die einzelnen Tranchen werden jeweils in unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen  
eingeteilt.

Das beantragte bedingte Kapital im Nennbetrag von EUR 21.879.720,00 (Bedingtes Kapital 2016) dient 
der Gewährung von Aktien bei Ausübung der mit den Schuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. bei Erfüllung etwaiger Wandlungspflichten, soweit zur Bedienung nicht an-
dere Erfüllungsformen eingesetzt werden. Als solche andere Erfüllungsformen sollen die Anleihebe-
dingungen nach Wahl der Gesellschaft bzw. der emittierenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ganz 
oder teilweise auch die Lieferung eigener Aktien der Gesellschaft oder anderer börsennotierter Wertpa-
piere oder die Gewährung eines Barausgleichs vorsehen können. 

Der Nennbetrag des Bedingten Kapitals 2016 beläuft sich auf 10 % des derzeit bestehenden Grund- 
kapitals der Gesellschaft und bleibt damit deutlich unter der gesetzlichen Höchstgrenze gemäß § 192 
Abs. 3 AktG von 50 % des bei Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals. Im Übrigen besteht  
bei der Gesellschaft derzeit ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2013) mit einem Volumen 
von 50 % des derzeit bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft. Das der vorliegenden Haupt- 
versammlung unter Tagesordnungspunkt 8 zur Beschlussfassung vorgeschlagene neue Genehmigte 
Kapital 2016 soll das Genehmigte Kapital 2013 ersetzen und hat ein reduziertes Volumen von 40 % 
des derzeit bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft (siehe dazu den Bericht des Vorstands zu 
Tagesordnungspunkt 8). 

Die Ausgabe der neuen Aktien aus dem Bedingten Kapital 2016 erfolgt zu dem Options- bzw. Wand-
lungspreis, der in den Anleihebedingungen nach den Vorgaben der erbetenen Ermächtigung zur  
Ausgabe von Schuldverschreibungen festgesetzt wird. In der Ermächtigung werden gemäß § 193  
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Abs. 2 Nr. 3 AktG lediglich die Grundlagen für die Festlegung des maßgeblichen Mindestausgabe- 
betrags bestimmt, so dass die Gesellschaft umfangreiche Flexibilität bei der Festlegung des Options- 
bzw. Wandlungspreises erhält. 

Den Aktionären steht bei der Begebung von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen grundsätz-
lich ein Bezugsrecht zu (§ 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Werden die Schuld- 
verschreibungen von einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft begeben, hat die Gesellschaft die  
Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Um die Abwicklung zu er-
leichtern, kann das Bezugsrecht auch ganz oder teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet werden. In diesem Fall werden die Schuldverschreibungen von einem 
oder mehreren Kreditinstituten (oder ihnen gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unterneh-
men) mit der Verpflichtung übernommen, sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug 
anzubieten. Mit dieser Ausgestaltung ist keine inhaltliche Beschränkung des Bezugsrechts verbunden. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht jedoch die Möglichkeit vor, das Bezugsrecht der Aktionäre 
auf die Schuldverschreibungen in folgenden Fällen auszuschließen wobei jedoch der Gesamtumfang 
der Bezugsrechtsausschlüsse – wie weiter unten noch näher ausgeführt wird – begrenzt werden soll:

•	 Der Vorstand soll zunächst ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge  
vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszu- 
schließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder  
Optionsrechten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die zuvor von der  
Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausgegeben werden, bzw. den hieraus 
im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugsrecht in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustehen würde.

Spitzenbeträge können sich ergeben, wenn der Gesamtnennbetrag der Emission gegenüber 
dem Nennbetrag der unter Gewährung eines Bezugsrechts ausgegebenen Teilschuldver-
schreibungen geeignet aufgerundet wird, um einen runden Emissionsbetrag zu erzielen. Der 
Betrag, um den aufgerundet wird (Rundungsbetrag), wird in diesem Fall als Spitzenbetrag be-
zeichnet. Um einen runden Emissionsbetrag ohne eine solche Aufrundung zu erzielen, müsste 
– je nach Anzahl der Bezugsrechte – ansonsten ggf. ein wenig praktikables Bezugsverhältnis 
(Zahl der Aktien, die für den Bezug von Teilschuldverschreibungen mit einem bestimmten Nenn- 
betrag benötigt werden) festgelegt werden. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
für Spitzenbeträge ermöglicht demgegenüber die Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen in runden Beträgen bei gleichzeitiger Festlegung praktikabler Be-
zugsverhältnisse und erleichtert so die Durchführung der Emission. Die vom Bezugsrecht der  
Aktionäre ausgeschlossenen Teilschuldverschreibungen werden in diesem Fall bestmöglich für 
die Gesellschaft verwertet. Da ein Spitzenbetrag jeweils lediglich ein Rundungsbetrag ist und 
damit im Verhältnis zum Gesamtbetrag der Emission gering ist, liegt im Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge allenfalls ein geringfügiger Eingriff in das Bezugsrecht der Aktionäre, 
der ihre Interessen nicht in erheblicher Weise beeinträchtigt und durch das Interesse der Gesell-
schaft an einer praktikablen Durchführung der Emission grundsätzlich gerechtfertigt ist. 

Die Ermächtigung, das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, 
um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- und/oder  
Optionsschuldverschreibungen, die zuvor von der Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaft ausgegeben werden, bzw. den hieraus im Falle eines eigenen Wandlungsrechts 
der Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder  
Optionspflicht zustehen würde, hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten  
Wandlungs- und Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- und Optionspflichten ausgestatteten 
Schuldverschreibungen hängt außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch 
vom Wert der Aktien der Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen. Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung 
der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der Vermeidung eines entsprechenden Preis- 

abschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen so 
genannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten vor einem 
Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zu- 
grunde liegenden Aktien schützen. Die Aufnahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen 
in die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen ist demgemäß auch in der unter Tagesordnungspunkt 
9 erbetenen Ermächtigung vorgesehen. Eine anschließende Ausgabe weiterer Wandel- oder  
Optionsschuldverschreibungen mit Bezugsrecht der Aktionäre würde ohne Verwässerungs-
schutz typischerweise zu einer solchen Wertverwässerung führen. Denn um das Bezugsrecht für 
die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die Abnahme sicherzustellen, werden die betreffenden 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bei Einräumung eines Bezugsrechts in der Regel 
zu günstigeren Konditionen ausgegeben als es ihrem Marktwert entspräche. Dies führt zu einer 
entsprechenden Wertverwässerung der Aktien. Die erwähnten Verwässerungsschutzbestim- 
mungen in den Anleihe- bzw. Optionsbedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine Er-
mäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor, mit der Folge, dass sich bei einer späteren 
Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Options-
pflicht die der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft  
auszugebenden Aktien erhöht. Als Alternative, durch welche sich die Ermäßigung des  
Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, gestatten es die Verwässerungsschutz- 
bestimmungen jedoch üblicherweise, dass den Inhabern bzw. Gläubigern der Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf nachfolgend aus- 
gegebene Wandel- und Optionsschuldverschreibungen in dem Umfang eingeräumt wird, wie es 
ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung ihrer 
Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Das heißt, sie werden damit so gestellt, als wären 
sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwaiger Wand-
lungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär geworden und in diesem 
Umfang auch bereits bezugsberechtigt. Sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle 
bereits bestehenden Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesell-
schaft hat diese zweite Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass 
der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss. Sie dient daher der Gewährleis-
tung eines größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung 
bzw. der späteren Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. reduziert die 
Anzahl der in diesem Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den bestehenden Aktionären 
zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt.  
Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem  
Umfang, in welchem neben den bestehenden Aktionären auch den Inhabern der Wandlungs-  
oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuld- 
verschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der  
Verwaltung die Möglichkeit, im Falle einer Bezugsrechtsemission in sorgfältiger Abwägung der 
Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten Alternativen der 
Gewährung von Verwässerungsschutz wählen zu können.

•	 Bei der Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen gelten nach § 221 Abs. 4  
Satz 2 AktG die Bestimmungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zum so genannten vereinfach-
ten Bezugsrechtsausschluss sinngemäß. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibun-
gen in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, sofern die  
Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den 
nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten theoretischen Marktwert der 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht wesent-
lich unterschreitet.

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses  
kann zweckmäßig sein, um günstige Marktverhältnisse kurzfristig wahrnehmen und Schuld- 
verschreibungen schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können.  
Denn die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186  
Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse 
nicht zu. Ferner können wegen der Volatilität der Kapitalmärkte marktnahe Konditionen in der 
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Regel nur erzielt werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum ge-
bunden ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige 
Bezugspreis bzw. bei Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen die endgültigen Konditionen 
der Schuldverschreibungen spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt gegeben 
werden. Es besteht hier daher ein höheres Marktrisiko – insbesondere das über mehrere Tage 
bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine erfolg-
reiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts daher regelmäßig entsprechende 
Sicherheitsabschläge bei der Festlegung der Konditionen der Schuldverschreibungen erforder-
lich; dies führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter 
Ausschluss des Bezugsrechts durchgeführten Platzierung der Schuldverschreibungen. Auch 
ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der 
Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne Weiteres 
gewährleistet und eine anschließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen Auf-
wendungen verbunden. 

Von dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss darf allerdings nur für Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten auf Aktien Gebrauch 
gemacht werden, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 
10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im  
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Damit wird der gesetzlichen Volumenbegrenzung 
des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Rechnung ge-
tragen. Auf diese Begrenzung sind neue oder bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen,  
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung in unmit-
telbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des  
Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert werden; ferner sind Aktien der  
Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung zur Bedienung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden oder noch ausgegeben wer-
den können, soweit die Schuldverschreibungen, welche ein entsprechendes Wandlungs- oder 
Optionsrecht bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht vermitteln, während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss nur ein begrenztes Volumen hat und die Schuldverschreibungen in diesem  
Fall nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden dürfen. Ob die Ausgabe nicht  
wesentlich unter dem Marktwert erfolgt, wird ermittelt, indem der theoretische Marktwert der 
Schuldverschreibungen nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen errechnet und 
mit dem Ausgabepreis verglichen wird. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für 
angemessen hält, kann er sich dabei der Unterstützung durch sachverständige Dritte bedie-
nen, insbesondere einer die Emission begleitenden Bank oder einer zusätzlich hinzugezogenen  
Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Der Vorstand wird bei seiner Preisfest-
setzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag von dem 
so ermittelten theoretischen Marktwert so gering wie möglich halten. Dies stellt sicher, dass 
eine nennenswerte Verwässerung des Werts der Aktien der Gesellschaft in Folge des Bezugs-
rechtsausschlusses nicht eintritt. Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, eine Verminderung  
ihrer Beteiligungsquote infolge einer späteren Ausübung von Wandlungs- und Optionsrechten, 
die mit den unter Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Schuldverschreibungen verbunden 
sind, durch Erwerb von Aktien über die Börse (zu aktuellen Kursen) zu vermeiden. 

•	 Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen 
ausgegeben werden. Zugelassene Sachleistungen sind dabei Schuldverschreibungen und/oder 
sonstige Anleihen, die zuvor von der Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft 
ausgegeben wurden, sowie damit zusammenhängende Zins- und sonstige Nebenforderungen. 
Gleiches gilt für Sachleistungen in Form von Kreditforderungen gegenüber der Gesellschaft oder 

einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft sowie damit zusammenhängenden Zins- und sonstigen 
Nebenforderungen. Dies eröffnet der Gesellschaft die Möglichkeit, zuvor ausgegebene Finan-
zierungsinstrumente oder Kreditverbindlichkeiten gegen Ausgabe neuer Schuldverschreibungen 
zurück zu erwerben und dadurch die Finanzierung der Gesellschaft neu zu strukturieren. Um in 
einem solchen Fall an die Inhaber der betreffenden Finanzierungsinstrumente bzw. die Gläubi-
ger der Kreditverbindlichkeiten neue Schuldverschreibungen ausgeben zu können, muss grund- 
sätzlich das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden können. Zur Zeit bestehen  
allerdings keine Vorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll. Der 
Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen gegen Sachleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
Gebrauch machen wird und wird dies nur dann tun, wenn dies unter Abwägung aller Gesichts-
punkte im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand 
wird dabei insbesondere auch sicherstellen, dass der Wert der Sachleistung in einem ange-
messenen Verhältnis zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten 
theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht. Dadurch wird sichergestellt, dass es 
zu keiner wesentlichen wirtschaftlichen Verwässerung des Werts der bestehenden Aktien kommt.

Die Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss unterliegen neben den vorstehend erläuterten  
Beschränkungen einer zusätzlichen gemeinsamen Obergrenze: Eine Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach der unter Tagesordnungspunkt 9 vor-
geschlagenen Ermächtigung nämlich nur erfolgen, wenn auf die neuen Aktien, die aufgrund solcher 
Schuldverschreibungen auszugeben sind, ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht 
mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind neue Aktien anzurech-
nen, die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; ferner sind neue Aktien der 
Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
ausgegeben werden oder noch auszugeben sind, soweit die betreffenden Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage einer anderweitigen  
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 

Insbesondere sind auf diese Obergrenze von 10 % des Grundkapitals für Bezugsrechtsausschlüsse 
damit neue Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage des der 
vorliegenden Hauptversammlung der Gesellschaft unter Tagesordnungspunkt 8 zur Beschlussfassung  
vorgeschlagenen Genehmigten Kapitals 2016 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.  
Das zur Beschlussfassung vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2016 enthält auch seinerseits 
eine Obergrenze von 10 % des Grundkapitals für die Ausgabe neuer Aktien unter Bezugsrechts- 
ausschluss, auf welche umgekehrt unter anderem neue Aktien anzurechnen sind, die während der 
Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2016 auf Grundlage von unter Ausschluss des Bezugsrechts  
begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden. Dadurch ist sicher- 
gestellt, dass ein Bezugsrechtsausschluss auf Grundlage des der vorliegenden Hauptversammlung 
unter Tagesordnungspunkt 8 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Genehmigten Kapitals 2016 und 
auf Grundlage der zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen auf insgesamt 10 % des derzeit bestehenden Grundkapitals 
beschränkt bleibt.

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/ 
oder Optionsschuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird jeweils sorgfältig prüfen, 
ob die Ausnutzung dieser Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Dabei 
wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzelfall sachlich 
gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären angemessen ist. Der Vorstand wird über jede Ausnutzung 
der Ermächtigung in der jeweils nächsten Hauptversammlung berichten.
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BERICHT DES VORSTANDS AN DIE HAUPTVERSAMMLUNG  
ZUR VERWENDUNG EIGENER AKTIEN UNTER AUSSCHLUSS  
DES BEZUGSRECHTS

Der Vorstand erstattet der für den 30. Juni 2016 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft  
den nachfolgenden schriftlichen Bericht über die Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre im Zeitraum seit der letzten Hauptversammlung auf Grundlage der zu- 
letzt durch Beschluss der Hauptversammlung vom 21. Mai 2015 zu Tagesordnungspunkt 10 erteilten 
Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien:

Die genannte Ermächtigung gestattet eine Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des  
Bezugsrechts der Aktionäre u.a. zur Bedienung von Aktienoptionen, die im Rahmen von Aktien- 
optionsprogrammen der Gesellschaft ausgegeben wurden. Die Möglichkeit der Verwendung  
eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts für die Bedienung von Aktienoptionen ist  
in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung mit §§ 186 Abs. 3, 4 und 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG 
gesetzlich vorgesehen. Dabei erstreckt sich die genannte Ermächtigung vom 21. Mai 2015 auch 
auf solche eigene Aktien, die aufgrund früherer Ermächtigungen der Hauptversammlung gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien erworben wurden. 

Auf Grundlage der genannten Ermächtigung vom 21. Mai 2015 wurden von der Gesellschaft  
im Zeitraum seit der letzten Hauptversammlung am 21. Mai 2015 bis zum Zeitpunkt der Bekannt-
machung der Einberufung der diesjährigen Hauptversammlung im Bundesanzeiger insgesamt 
820.900 Stück eigene Aktien zur Bedienung von Aktienoptionen mit dem Recht zum Bezug von 
jeweils einer Stückaktie der Gesellschaft verwendet, indem eigene Stückaktien bei Options- 
ausübung gegen Zahlung des in den Optionsbedingungen festgelegten Ausübungspreises an  
die jeweiligen Optionsberechtigten veräußert wurden. 

Dabei erfolgte im Zeitraum zwischen dem 21. Mai 2015 und dem 31. Dezember 2015 eine Ver-
wendung eigener Aktien zur Bedienung von Aktienoptionen im Umfang von 520.150 Stück sowie 
im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zur Veröffentlichung der Bekanntmachung der Einberufung 
der diesjährigen Hauptversammlung im Bundesanzeiger im Umfang von weiteren 300.750 Stück. 

Im gesamten Geschäftsjahr 2015 wurden insgesamt 599.200 Stück eigene Aktien zur Bedienung 
von Aktienoptionen mit dem Recht zum Bezug von jeweils einer Stückaktie der Gesellschaft 
verwendet. Neben den vorstehend erwähnten 520.150 Stückaktien, die im Zeitraum seit der 
letzten Hauptversammlung am 21. Mai 2015 bis Geschäftsjahresende zur Bedienung von Aktien- 
optionen eingesetzt wurden, wurden – insoweit noch auf Grundlage der vorhergehenden, durch 
Beschluss der Hauptversammlung vom 15. Mai 2012 erteilten und durch Beschluss der Haupt-
versammlung vom 23. Juli 2013 angepassten Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG – 
bereits zuvor im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2015 und dem 21. Mai 2015 weitere 79.050 
Stück eigene Aktien zur Bedienung von Aktienoptionen verwendet. 

Es handelte sich dabei jeweils um Aktienoptionen, die von der Gesellschaft in den Jahren 2009, 
2010 bzw. 2011 an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, Mitglieder von Geschäftsführungen 
abhängiger Konzerngesellschaften sowie weitere ausgewählte Mitarbeiter der Gesellschaft und 
von ihr abhängiger Konzerngesellschaften ausgegeben worden waren. Nicht ausgeübte Aktien- 
optionen des Jahres 2008 sind zum 31. Dezember 2014 ersatzlos verfallen. Grundlage für die im  
Jahr 2009 ausgegebenen Aktienoptionen war der sog. Long Term Incentive Plan 2008. Die Optio- 
nen des Jahres 2010 und des Jahres 2011 basieren auf dem Long Term Incentive Plan 2010. Mit- 
glieder des Vorstands waren im Rahmen des Long Term Incentive Plan 2010 nicht bezugsberechtigt.

Gemäß den Vorgaben der Ermächtigungen der Hauptversammlung vom 10. Juni 2008 und  
vom 4. Juni 2009, auf deren Grundlage die Optionsausgabe im Rahmen des Long Term  
Incentive Plan 2008 erfolgte, entsprach der von den Optionsberechtigten bei Optionsaus-
übung für den Bezug von Aktien jeweils zu zahlende Ausübungspreis bei Aktienoptionen, die im  
Jahr 2009 ausgegeben wurden, ursprünglich EUR 1,58 je Aktie.

Gemäß den Vorgaben der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 29. Juni 2010, auf de-
ren Grundlage die Optionsausgabe im Rahmen des Long Term Incentive Plan 2010 erfolgte, 
entsprach der von den Optionsberechtigten bei Optionsausübung für den Bezug von Aktien  
jeweils zu zahlende Ausübungspreis bei Aktienoptionen, die im Jahr 2010 ausgegeben  
wurden, ursprünglich EUR 17,50 je Aktie und bei Aktienoptionen, die im Jahr 2011 ausgegeben 
wurden, ursprünglich EUR 21,84 je Aktie.

Zum Schutz vor Verwässerung des Werts der Aktienoptionen sehen die Optionsbedingungen 
unter anderem vor, dass im Falle einer Dividendenausschüttung je (Vorzugs-)Aktie, welche  
90 % des bereinigten Konzernjahresüberschusses je (Vorzugs-)Aktie für das Geschäftsjahr der 
Dividendenausschüttung übersteigt, der jeweils zu zahlende Ausübungspreis für die zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Dividendenausschüttung noch 
nicht ausgeübten Aktienoptionen entsprechend gekürzt wird (sog. Verwässerungsschutz). Um 
den mit den Aktienoptionen verbundenen wirtschaftlichen Wert geeignet zu begrenzen, sehen  
die Optionsbedingungen weiter vor, dass sich der Ausübungspreis erhöht, wenn der durchschnitt-
liche volumengewichtete Schlussauktionskurs der Aktie im XETRA-Handel während der letzten 
30 Handelstage vor Optionsausübung eine bestimmte Grenze übersteigt (sog. Cap). In diesem 
Fall erhöht sich der Ausübungspreis um den Betrag, um den der genannte Durchschnittskurs den 
jeweiligen Cap übersteigt.

Bei den im Jahr 2009 ausgegebenen Aktienoptionen ist der Cap erreicht, wenn der genannte 
Durchschnittskurs bei Optionsausübung den Ausübungspreis um mehr als EUR 20,00 übersteigt.  
Unter Berücksichtigung der hier erfolgten Änderung des Ausübungspreises infolge der Be-
stimmungen zum Verwässerungsschutz lag der Cap bei den Optionen des Jahres 2009 bei  
einem Durchschnittskurs von EUR 20,00. Diese Grenze war bei sämtlichen Aktienoptionen des  
Jahres 2009, die im Berichtszeitraum ausgeübt wurden, überschritten, so dass sich der  
Ausübungspreis bei Ausübung dieser Optionen entsprechend erhöhte und – in Abhängigkeit  
vom maßgeblichen Durchschnittskurs bei Optionsausübung – zwischen EUR 20,31 und  
EUR 26,75 betrug.

Bei den im Jahr 2010 ausgegebenen Aktienoptionen führte die von der Hauptversammlung  
am 23. Juli 2013 beschlossene Dividende in Höhe von EUR 5,65 je Vorzugsaktie aufgrund der 
Bestimmungen zum Verwässerungsschutz zu einer Verminderung des Ausübungspreises von 
EUR 17,50 je Aktie auf EUR 13,62 je Aktie. Der Cap ist bei den Optionen des Jahres 2010 
erreicht, wenn der genannte Durchschnittskurs bei Optionsausübung den Ausübungspreis um 
mehr als 200 %, mindestens aber um EUR 30,00 übersteigt. Unter Berücksichtigung der erläu- 
terten Änderung des Ausübungspreises infolge der Bestimmungen zum Verwässerungsschutz 
lag der Cap für die Optionen des Jahres 2010 bei einem Durchschnittskurs von EUR 43,62.  
Diese Grenze war bei einem Großteil der Aktienoptionen des Jahres 2010, die im Berichts- 
zeitraum ausgeübt wurden, überschritten, so dass sich der Ausübungspreis bei Ausübung  
dieser Optionen entsprechend erhöhte und – in Abhängigkeit vom maßgeblichen Durchschnitts-
kurs bei Optionsausübung – zwischen EUR 13,62 und EUR 19,26 betrug.

Bei den im Jahr 2011 ausgegebenen Aktienoptionen führte die von der Hauptversammlung 
am 23. Juli 2013 beschlossene Dividende in Höhe von EUR 5,65 je Vorzugsaktie aufgrund der  
Bestimmungen zum Verwässerungsschutz zu einer Verminderung des Ausübungspreises von 
EUR 21,84 je Aktie auf EUR 17,96 je Aktie. Der Cap ist bei den Optionen des Jahres 2011 
erreicht, wenn der genannte Durchschnittskurs bei Optionsausübung den Ausübungspreis um 
mehr als 200 %, mindestens aber um EUR 30,00 übersteigt. Unter Berücksichtigung der erläuter-
ten Änderung des Ausübungspreises infolge der Bestimmungen zum Verwässerungsschutz lag 
der Cap für die Optionen des Jahres 2011 bei einem Durchschnittskurs von EUR 53,88. Diese 
Grenze war weder bei den im Jahr 2015 ausgeübten Optionen des Jahres 2011 noch bei den im 
laufenden Jahr ausgeübten Optionen des Jahres 2011, für die bis zum Zeitpunkt der Bekannt- 
machung der Einberufung der diesjährigen Hauptversammlung im Bundesanzeiger eigene  
Aktien zur Bedienung eingesetzt wurden, überschritten.
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Die Aufteilung der im jeweiligen Zeitraum zur Bedienung von Aktienoptionen verwendeten  
eigenen Aktien auf Aktienoptionen der Jahre 2009, 2010 und 2011 sowie der jeweils zugehörige, 
von den Optionsberechtigten für den Erwerb zu zahlende Ausübungspreis ist in der nachfolgen-
den Tabelle näher angegeben:

Zeitraum

1. Jan. bis 
21. Mai 2015

21. Mai bis 
31. Dez. 2015

seit 1. Jan. 2016

Anzahl Aktien zur Bedienung 
von Aktienoptionen 2009

750 5.000 . /.

Ausübungspreis/Aktie EUR 20,31 bis 
EUR 23,56*

EUR 25,52 bis  
EUR 26,75*

. /.

Anzahl Aktien zur Bedienung 
von Aktienoptionen 2010

78.300 50.500 2.000

Ausübungspreis/Aktie EUR 13,62 bis  
EUR 19,26*

EUR 15,52 bis  
EUR 18,26*

14,97

Anzahl Aktien zur Bedienung 
von Aktienoptionen 2011

. /. 464.650 298.750

Ausübungspreis/Aktie . /. 17,96 17,96

Gesamtzahl  
verwendeter Aktien

79.050 520.150 300.750

* �niedrigster und höchster Ausübungspreis aller im jeweiligen Zeitraum ausgeübten Optionen  
(erhöhter Ausübungspreis wegen Überschreitung des Cap)

Die Verwendung eigener Aktien zur Bedienung der Aktienoptionsprogramme der Gesellschaft 
erfolgte in Erfüllung entsprechender, mit der Ausgabe der Aktienoptionen eingegangener vertrag-
licher Verpflichtungen. Die Ermächtigung zur Ausgabe der betreffenden Aktienoptionen wurde 
von der Hauptversammlung im Rahmen der in früheren Jahren beschlossenen Ermächtigungen 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien jeweils selbst erteilt. Für ein Unternehmen wie 
die ProSiebenSat.1 Media SE ist es wesentlich, ein attraktives, erfolgsbezogenes Vergütungs-
paket anbieten zu können, damit qualifizierte Mitarbeiter gehalten bzw. gewonnen und an das 
Unternehmen gebunden werden können. Die genannten Aktienoptionsprogramme wurden zu 
diesem Zweck als Bestandteil einer leistungsgerechten und angemessenen Vergütung aufgelegt 
und liegen daher, ebenso wie ihre vertragsgemäße Durchführung, im Interesse der Gesellschaft. 
Die Verwendung eigener Aktien zur Erfüllung der im Rahmen dieser Aktienoptionsprogramme 
eingegangenen vertraglichen Verpflichtungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
war daher sachlich gerechtfertigt, angemessen und im Interesse der Gesellschaft geboten.

Zu anderen Zwecken als zur Bedienung von Aktienoptionen aus den Aktienoptionsprogrammen 
der Gesellschaft wurden eigene Aktien von der Gesellschaft nicht verwendet.

Ein Erwerb eigener Aktien in Ausnutzung der durch Beschluss der Hauptversammlung vom  
21. Mai 2015 erteilten Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG oder der vorangehenden 
Ermächtigungen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erfolgte weder im Geschäftsjahr 2015 noch im 
laufenden Geschäftsjahr im Zeitraum bis zur Bekanntmachung der Einberufung der diesjährigen 
Hauptversammlung im Bundesanzeiger. 

Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der diesjährigen Hauptversammlung im 
Bundesanzeiger hält die Gesellschaft insgesamt 4.278.650 Stück eigene Aktien.

UNTERLAGEN ZUR TAGESORDNUNG

Ab Einberufung der Hauptversammlung werden über die Internetseite der Gesellschaft unter  
http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016 insbesondere folgende Un-
terlagen zugänglich gemacht: 

–– die Hauptversammlungseinladung;

–– der festgestellte Jahresabschluss und der gebilligte Konzernabschluss sowie der zusammen- 
gefasste Lagebericht für die ProSiebenSat.1 Media SE und den Konzern einschließlich der  
Erläuterungen zu den Angaben gemäß §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB sowie der Bericht des 
Aufsichtsrats der ProSiebenSat.1 Media SE jeweils für das Geschäftsjahr 2015;

–– der Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstands (als Bestandteil der Hauptversammlungs- 
einladung);

–– der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 8 gemäß §§ 203 
Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO (als Bestandteil der Haupt-
versammlungseinladung);

–– der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 9 gemäß §§ 221 
Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO (als Bestandteil der Haupt- 
versammlungseinladung); sowie 

–– der Bericht des Vorstands zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
(als Bestandteil der Hauptversammlungseinladung).

Sämtliche vorgenannten Unterlagen werden auch in der Hauptversammlung selbst zur Einsicht  
ausliegen. Sie können von den Aktionären ferner ab Einberufung der Hauptversammlung in den  
Geschäftsräumen der Gesellschaft (Medienallee 7, 85774 Unterföhring) während üblicher Geschäfts-
zeiten eingesehen werden. Auf Verlangen werden die vorgenannten Unterlagen Aktionären der  
Gesellschaft auch kostenfrei zugesandt. Bestellungen bitten wir ausschließlich an folgende Anschrift 
zu richten: 

ProSiebenSat.1 Media SE 
– Aktieninformation – 
Medienallee 7 
85774 Unterföhring 
Deutschland 
Telefax:	 +49 89 9507-1159
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GESAMTZAHL DER AKTIEN UND STIMMRECHTE

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der 
Hauptversammlung im Bundesanzeiger EUR 218.797.200,00 und ist eingeteilt in 218.797.200 auf den 
Namen lautende Stückaktien. Die Gesamtzahl der Stimmrechte an der Gesellschaft entspricht der Ge-
samtzahl der Aktien und beträgt damit im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Haupt-
versammlung im Bundesanzeiger 218.797.200. 

Im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger hält die 
Gesellschaft insgesamt 4.278.650 eigene Aktien. Aus eigenen Aktien können in der Hauptversammlung 
keine Rechte ausgeübt werden. 

VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE TEILNAHME AN DER HAUPTVERSAMMLUNG  
UND DIE AUSÜBUNG DES STIMMRECHTS
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen  
Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und sich rechtzeitig  
vor der Hauptversammlung angemeldet haben.

Die Anmeldung zur Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts muss in deutscher oder englischer  
Sprache in Textform erfolgen und der Gesellschaft spätestens bis Donnerstag, den 23. Juni 2016,  
24:00 Uhr (Anmeldefrist), unter der folgenden Adresse zugehen

ProSiebenSat.1 Media SE 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Deutschland 
Telefax:	 +49 89 30903-74675 
E-Mail:	 anmeldestelle@computershare.de

oder innerhalb der vorstehenden Anmeldefrist elektronisch unter Nutzung des passwortgeschützten 
Online-Services über die folgende Internetseite der Gesellschaft erfolgen:

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016

Ein Formular zur Anmeldung sowie die persönlichen Zugangsdaten, die für die Nutzung des Online- 
Services benötigt werden, werden den Aktionären, die spätestens zu Beginn des 14. Tages vor der 
Hauptversammlung (Donnerstag, der 16. Juni 2016, 00:00 Uhr) im Aktienregister der Gesellschaft  
eingetragen sind, zusammen mit der Einladung zur Hauptversammlung übersandt.

Sollten Aktionäre die Einladungsunterlagen – etwa weil sie an dem für den Versand maßgeblichen Tag 
noch nicht im Aktienregister eingetragen sind – nicht unaufgefordert erhalten, werden diese den betref-
fenden Aktionären auf Verlangen zugesandt. Ein entsprechendes Verlangen ist an die oben genannte 
Anmeldeanschrift zu richten.

Den im Aktienregister eingetragenen Aktionären, oder gegebenenfalls auch unmittelbar ihren Bevoll-
mächtigten, werden nach ordnungsgemäßer Anmeldung Eintrittskarten zur Hauptversammlung zuge-
sandt, sofern sie nicht von der Möglichkeit der Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter Gebrauch gemacht haben (siehe dazu weiter unten). Die Eintrittskarten sind 
keine Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Stimmrechtsausübung, 
sondern lediglich organisatorische Hilfsmittel. Im Aktienregister eingetragene Aktionäre, die sich  
ordnungsgemäß vor der Hauptversammlung angemeldet haben, sind auch ohne Eintrittskarte zur Teil-
nahme und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt. 

Ist ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine sonstige, einem Kreditinstitut gemäß § 135 
Absatz 8 oder Absatz 10 AktG gleichgestellte Person oder Personenvereinigung für Aktien, die ihm/ihr 

nicht gehören, als Aktionär im Aktienregister eingetragen, darf die betreffende Institution das Stimm-
recht aus diesen Aktien nur aufgrund einer Ermächtigung des Inhabers der Aktien ausüben.

Mit der Anmeldung zur Hauptversammlung ist keine Sperre für die Veräußerung der angemeldeten 
Aktien verbunden. Aktionäre können deshalb über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung weiter- 
hin frei verfügen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär jedoch nur, wer als solcher im Ak-
tienregister eingetragen ist (Art. 5 SE-VO i.V.m. § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG). Für das Teilnahmerecht  
sowie für die Ausübung des Stimmrechts ist der am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister  
eingetragene Aktienbestand maßgeblich. Dieser wird dem Bestand am Ende des letzten Tages der  
Anmeldefrist (Donnerstag, der 23. Juni 2016, 24:00 Uhr; sogenannter Technical Record Date) ent- 
sprechen, da in der Zeit von Freitag, den 24. Juni 2016, 00:00 Uhr, bis einschließlich Donnerstag,  
den 30. Juni 2016 keine Umschreibungen im Aktienregister durchgeführt werden. Erwerber von Aktien, 
die hinsichtlich der erworbenen Aktien bei Ablauf der Anmeldefrist noch nicht im Aktienregister einge- 
tragen sind, können daher aus eigenem Recht keine Teilnahme- und Stimmrechte aus diesen  
Aktien ausüben. In diesen Fällen bleiben Teilnahme- und Stimmrechte bis zur Umschreibung des  
Aktienregisters noch bei dem für die betreffenden Aktien im Aktienregister eingetragenen Aktionär.

VERFAHREN FÜR DIE STIMMABGABE DURCH EINEN BEVOLLMÄCHTIGTEN

Aktionäre haben die Möglichkeit, einen Bevollmächtigten, auch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung 
von Aktionären oder von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter, zu  
beauftragen, für sie an der Hauptversammlung teilzunehmen und das Stimmrecht auszuüben. Auch  
in diesem Fall müssen die weiter oben genannten Teilnahmevoraussetzungen erfüllt werden. 

Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung oder eine sonstige, einem Kreditinstitut 
gemäß § 135 Absatz 8 oder Absatz 10 AktG gleichgestellte Person oder Personenvereinigung bevoll-
mächtigt wird, bedürfen die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht sowie der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform; ferner können die Erteilung und der Widerruf der 
Vollmacht auch elektronisch durch Nutzung unseres Online-Services zur Hauptversammlung erfolgen. 

Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts, einer Vereinigung von Aktionären oder einer sonstigen, 
einem Kreditinstitut gemäß § 135 Absatz 8 oder Absatz 10 AktG gleichgestellten Person oder Perso-
nenvereinigung gelten die besonderen gesetzlichen Vorschriften des § 135 AktG, die u.a. verlangen, 
dass die Vollmacht nachprüfbar festzuhalten ist. Hier können daher Ausnahmen von dem allgemeinen 
Textformerfordernis gelten. Die betreffenden Vollmachtsempfänger setzen jedoch unter Umständen  
eigene Formerfordernisse fest; Aktionäre werden daher gebeten, sich mit den betreffenden Vollmachts-
empfängern über die jeweilige Form und das Verfahren der Bevollmächtigung abzustimmen. 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 
zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht kann sowohl vor als auch noch während der Hauptversammlung  
erfolgen. Vollmachtsformulare, die zur Vollmachtserteilung vor bzw. außerhalb der Hauptversamm-
lung verwendet werden können, werden den im Aktienregister eingetragenen Aktionären zusammen 
mit dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung unaufgefordert übersandt. Ferner ist auf der  
Eintrittskarte, welche den Aktionären bzw. ihren Vertretern nach ordnungsgemäßer Anmeldung zugeht, 
ein Vollmachtsformular aufgedruckt. Vollmachtsformulare, die zur Vollmachtserteilung auf der Haupt-
versammlung selbst verwendet werden können, erhalten teilnahmeberechtigte Aktionäre bzw. ihre  
Vertreter am Tag der Hauptversammlung an der Einlasskontrolle zur Hauptversammlung. 

Die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht können sowohl durch Erklärung gegenüber der  
Gesellschaft als auch durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden erfolgen. Für die Er- 
teilung und den Widerruf der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft sowie die Über-
mittlung des Nachweises einer gegenüber dem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht bzw. deren  
Widerruf steht nachfolgend genannte Adresse zur Verfügung, an welche insbesondere auch eine  
elektronische Übermittlung per E-Mail erfolgen kann:
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ProSiebenSat.1 Media SE 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Deutschland 
Telefax:	 +49 89 30903-74675 
E-Mail:	 ProSiebenSat1-HV2016@computershare.de

Die Erteilung einer Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft (mit Ausnahme der  
Vollmachtserteilung an ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung oder eine sonstige, einem  
Kreditinstitut gemäß § 135 Absatz 8 oder Absatz 10 AktG gleichgestellte Person oder Personenver- 
einigung) sowie deren Widerruf kann bis Mittwoch, den 29. Juni 2016, 18:00 Uhr, ferner auch elektro-
nisch unter Nutzung unseres Online-Services zur Hauptversammlung über die folgende Internetseite 
der Gesellschaft erfolgen:

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann auch dadurch geführt werden, dass der  
Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die ordnungsgemäß erteilte Vollmacht an der  
Einlasskontrolle vorweist. Erfolgt die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesell-
schaft, erübrigt sich ein gesonderter Nachweis.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären ferner die Möglichkeit, von der Gesellschaft benannte, wei-
sungsgebundene Stimmrechtsvertreter mit der Ausübung des Stimmrechts auf der Hauptversammlung  
zu bevollmächtigen. Den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern müssen in der  
Vollmacht verbindliche Weisungen für die Stimmrechtsausübung erteilt werden; sie sind verpflich-
tet, gemäß den ihnen erteilten Weisungen abzustimmen. Die Vertretung durch von der Gesellschaft  
benannte Stimmrechtsvertreter ist auf die weisungsgebundene Ausübung des Stimmrechts bei der  
Abstimmung über die Beschlussvorschläge der Verwaltung zu den Punkten der Tagesordnung  
beschränkt; Weisungen zur Ausübung des Stimmrechts über sonstige Beschlussanträge oder zur  
Ausübung sonstiger Aktionärsrechte auf der Hauptversammlung nehmen die von der Gesellschaft  
benannten Stimmrechtsvertreter nicht entgegen. Die Vollmachts- und Weisungserteilung an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf der Textform. Vollmacht und Weisungen müs-
sen der Gesellschaft bis spätestens Mittwoch, den 29. Juni 2016, 18:00 Uhr, unter der vorstehend für 
die Übermittlung von Vollmachten bzw. Vollmachtsnachweisen genannten Adresse zugehen. Daneben 
kann eine Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts- 
vertreter (sowie eine Änderung und der Widerruf erteilter Vollmachten und Weisungen an von der  
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter) bis Mittwoch, den 29. Juni 2016, 18:00 Uhr, auch  
elektronisch über unseren Online-Service über die folgende Internetseite der Gesellschaft erfolgen:

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016

Ein Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter sowie die persönlichen Zugangsdaten, die für die Nutzung des Online-Services benötigt 
werden, werden den im Aktienregister eingetragenen Aktionären zusammen mit dem Einladungsschreiben 
zur Hauptversammlung unaufgefordert übersandt. 

Des Weiteren kann eine Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bis 
zum Beginn der Abstimmung auch noch auf der Hauptversammlung selbst erfolgen; ein entsprechendes 
Formular erhalten teilnahmeberechtigte Aktionäre bzw. ihre Vertreter am Tag der Hauptversammlung an 
der Einlasskontrolle zur Hauptversammlung.

Teilnahmeberechtigte Aktionäre bleiben auch nach erfolgter Bevollmächtigung eines Dritten bzw. eines 
Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft zur persönlichen Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigt. Im 
Falle einer persönlichen Teilnahme des Aktionärs oder eines von ihm bevollmächtigten Dritten an der Haupt-
versammlung erlischt ein zuvor erteilter Auftrag an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
samt der zugehörigen Weisungen ohne gesonderten Widerruf; die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter werden in diesem Fall auf der Grundlage einer zuvor an sie erteilten Vollmacht nicht tätig.

Weitere Informationen zum Vollmachtsverfahren einschließlich der Vollmachts- und Weisungserteilung 
an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ergeben sich aus dem Anmeldebogen und 
den diesem beigefügten Hinweisen, die den im Aktienregister eingetragenen Aktionären zusammen 
mit der Einladung zur Hauptversammlung übersandt werden und sind ferner auch über die folgende 
Internetseite der Gesellschaft verfügbar:

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016

RECHT DER AKTIONÄRE AUF ERGÄNZUNG DER TAGESORDNUNG 
NACH § 122 ABS. 2 AKTG IN VERBINDUNG MIT ART. 56 SATZ 2  
UND 3 SE-VO UND § 50 ABS. 2 SEAG

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am Grundkapi-
tal von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass Gegen- 
stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand der Tages-
ordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den 
Vorstand der ProSiebenSat.1 Media SE zu richten und muss der Gesellschaft spätestens am Montag, den 
30. Mai 2016, zugehen. Es wird darum gebeten, entsprechende Verlangen an folgende Anschrift zu richten: 

ProSiebenSat.1 Media SE 
– Vorstand –  
Medienallee 7 
85774 Unterföhring 
Deutschland

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der  
Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich in gleicher Weise wie die Einberufung bekannt 
gemacht. 

GEGENANTRÄGE UND WAHLVORSCHLÄGE VON AKTIONÄREN  
NACH §§ 126 ABS. 1, 127 AKTG

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Gegenanträge gegen Vorschläge von Vor-
stand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung zu stellen sowie Vorschläge 
zu einer in der Tagesordnung vorgesehenen Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern  
zu unterbreiten. 

Gegenanträge mit Begründung sowie Wahlvorschläge können der Gesellschaft ferner auch vor der 
Hauptversammlung an folgende Adresse übermittelt werden: 

ProSiebenSat.1 Media SE 
– Aktieninformation – 
Medienallee 7 
85774 Unterföhring 
Deutschland 
Telefax:	 +49 89 9507-1159

Gegenanträge mit Begründung und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft spätestens am Mittwoch, 
den 15. Juni 2016, unter der vorstehenden Adresse zugehen, werden einschließlich des Namens des 
Aktionärs, der Begründung sowie eventueller Stellungnahmen der Verwaltung unverzüglich über die 
folgende Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht:

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016
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Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie Gegenanträge ohne Begründung 
werden nicht berücksichtigt; Wahlvorschläge bedürfen keiner Begründung. Ferner kann die Gesell-
schaft auch noch unter bestimmten weiteren, in den §§ 126 bzw. 127 AktG näher geregelten Vor-
aussetzungen von einer Zugänglichmachung ganz oder teilweise absehen oder Gegenanträge bzw. 
Wahlvorschläge und deren Begründungen zusammenfassen.

Auch wenn Gegenanträge und Wahlvorschläge der Gesellschaft vorab übermittelt worden sind,  
finden sie in der Hauptversammlung nur dann Beachtung, wenn sie dort nochmals mündlich gestellt 
bzw. unterbreitet werden. Das Recht der Aktionäre, auf der Hauptversammlung Gegenanträge oder 
Wahlvorschläge auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen bzw. zu unterbreiten, 
bleibt unberührt. 

AUSKUNFTSRECHT DER AKTIONÄRE NACH § 131 ABS. 1 AKTG

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegen-
stands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen 
und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie die Lage des 
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführten Voraussetzungen darf der Vorstand  
die Auskunft verweigern. Ferner ist der Versammlungsleiter nach näherer Maßgabe von § 17 Abs. 3 
der Satzung der Gesellschaft ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen 
zu beschränken.

WEITERGEHENDE ERLÄUTERUNGEN ZU DEN RECHTEN  
DER AKTIONÄRE UND INFORMATIONEN GEMÄSS § 124A AKTG

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2 AktG in Verbindung 
mit Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO und § 50 Abs. 2 SEAG, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG  
sowie die Informationen nach § 124a AktG zur diesjährigen ordentlichen Hauptversammlung der  
Gesellschaft werden über die folgende Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht:

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016

ÜBERTRAGUNG DER REDE DES VORSTANDS IM INTERNET

Eine vollständige Übertragung der Hauptversammlung in Ton oder Bild ist nicht vorgesehen; es ist 
jedoch beabsichtigt, Aktionären der Gesellschaft und anderen Interessierten die Möglichkeit zu geben, 
vorbehaltlich der technischen Verfügbarkeit, die Rede des Vorstands auf der Hauptversammlung im 
Internet unter

http://www.prosiebensat1.com/investor-relations/hauptversammlung-2016

in Ton und Bild zu verfolgen.

Unterföhring, im Mai 2016

ProSiebenSat.1 Media SE 
Der Vorstand

NOTIZEN
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ANREISE

Die Räume des Paulaner am Nockherberg, Hochstraße 77, 81541 München, befinden sich auf der 
östlichen Isarseite im Münchner Stadtteil Au-Haidhausen.

In unmittelbarer Nähe gibt es wenige öffentliche, kostenpflichtige Parkplätze. Dagegen ist der  
Veranstaltungsort mit öffentlichen Verkehrsmitteln sehr gut zu erreichen:

S-Bahn: Sie können alle S-Bahn Linien bis zur Haltestelle Rosenheimer Platz nutzen. Am Rosenheimer 
Platz in die Tram 15/25 Richtung Grünwald/Großhesseloher Brücke umsteigen und an der Haltestelle 
Ostfriedhof aussteigen (Fahrzeit ca. 4 Minuten, im 10-Minuten-Takt). Der Wegbeschreibung ab Tram 
Linie 15/25 (s.u.) folgen.

Ab S-Bahn Haltestelle Rosenheimer Platz pendelt außerdem von 08.00 – 10.00 Uhr im 15-Minuten-Takt 
ein kostenloser Busshuttle von ProSiebenSat.1. Zwischen 10.00 – 13.00 Uhr verkehrt der Bus halb-
stündig, ab 13.00 Uhr wieder im 15-Minuten-Takt.

Straßenbahn: Linien 15/25, Haltestelle Ostfriedhof; von der Straßenseite der Salvator-Apotheke aus 
in die St.-Bonifatius-Straße einbiegen und der rechten Straßenseite ca. 2 Minuten folgen, bis Sie 
rechts auf die Hochstraße gelangen.

Linie 17, Haltestelle Mariahilfplatz, die Straße am Nockherberg ca. 5 Minuten auf der linken Straßen-
seite bergauf folgen und anschließend links in die Hochstraße einbiegen.

U-Bahn: Linien U1/U7, Haltestelle Kolumbusplatz, Aufgang Kolumbusplatz zum Bus 52 Richtung 
Mariahilfplatz; am Mariahilfplatz aussteigen (Fahrzeit ca. 4 Minuten, im ca. 6-Minuten-Takt) und der 
Wegbeschreibung ab Tram Linie 17 (s.o.) folgen.

Linien U2/U7, Haltestelle Silberhornstraße, umsteigen in die Tram 25 Richtung Max-Weber-Platz 
(Johannisplatz) bis Haltestelle Ostfriedhof (Fahrzeit ca. 2 Minuten, im 10-Minuten-Takt) und der Weg-
beschreibung ab Tram Linie 15/25 (s.o.) folgen.

NOTIZEN
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